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Verordnung 
betreffend Anderung und Neufaſſung des Umſatzſteuergeſetzes. 

Vom 24. Dezember 1937. 
Gemäß $ 1 Ziffer 53 Buchſt. g und $ 2d und k des 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und dem d 
gernden Geſetz vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird fol 


Artikel J. 


Das Umſatzſteuergeſetz vom 31. Dezember 1931 (G. Bl. 1932 S. 64) in der zurzeit geltenden 
Faſſung erhält folgenden Wortlaut: 


Geſetzes zur Behebung der Not von Voll 
ie Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlän— 
gendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Amſatzſteuergeſetz. 
(UStG.) 
Steuergegenſtand und Geltungsbereich. 
§ 1. 
Steuerbare Umſätze. 
Der Umſatzſteuer unterliegen die folgenden Umſätze: 


1. die Lieferungen und ſonſtigen Leiſtungen, die ein Unternehmer im Inland gegen Entgelt im 
Rahmen ſeines Unternehmens ausführt. Die Steuerpflicht wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß der Umſatz auf Grund geſetzlicher oder behördlicher Anordnung bewirkt wird oder 
kraft geſetzlicher Vorſchrift als bewirkt gilt; 

2. der Eigenverbrauch. Solcher liegt vor, wenn ein Unternehmer im Inland Gegenſtände aus 
ſeinem Unternehmen für Zwecke entnimmt, die außerhalb des Unternehmens liegen: 

3. die Einfuhr von Gegenſtänden in das Inland (Ausgleichſteuer). 


§ 2. 
Unternehmer, Unternehmen. 

(1) Unternehmer it, wer eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit ſelbſtändig ausübt. Das Unter⸗ 
nehmen umfaßt die geſamte gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Unternehmers. Gewerblich oder 
beruflich iſt jede nachhaltige Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen, auch wenn die Abſicht, Gewinn 
zu erzielen, fehlt oder eine Perſonenvereinigung nur gegenüber ihren eigenen Mitgliedern tätig wird. 

(2) Die gewerbliche oder berufliche Tätigkeit wird nicht ſelbſtändig ausgeübt, 

1. ſoweit natürliche Perſonen, einzeln oder zuſammengeſchloſſen, einem Unternehmen derart ein— 
gegliedert ſind, daß ſie den Weiſungen des Unternehmers zu folgen verpflichtet find; 

2. wenn eine juriſtiſche Perſon dem Willen eines Unternehmers derart untergeordnet iſt, daß 
ſie keinen eigenen Willen hat. 

(3) Die Ausübung der öffentlichen Gewalt iſt keine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages 5. 1. 1938.) 
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8 3. 
Lieferung. 


(J) Lieferungen ſind Leistungen, durch die der Unternehmer den Abnehmer oder in deſſen Auftrag 
einen Dritten befähigt, im eigenen Namen über einen Gegenſtand zu verfügen. 


2) 


Hat der Unternehmer die Bearbeitung oder Verarbeitung eines Gegenſtandes übernommen 


und verwendet er hierbei Stoffe, die er ſelbſt beſchafft, ſo iſt die Leiſtung als Lieferung anzuſehen 
(Werklieferung), wenn es ſich bei den Stoffen nicht nur um Zutaten oder ſonſtige Nebenſachen handelt. 
Das gilt auch dann, wenn die Gegenſtände mit dem Grund und Boden feſt verbunden werden. 


00) 


10. 
11. 


12. 


13. 


Stener befreiungen. 
8 4. 
Von den unter § 1 fallenden Umſätzen ſind ſteuerfrei: 


die Einfuhr von Gegenſtänden (§ 1 Ziffer 3), die für die inländiſche Erzeugung und Bolis- 


ernährung erforderlich ſind und im Inland nicht oder in nicht ausreichender Menge erzeugt 
oder hergeſtellt werden. Der Finanzſenator beſtimmt dieſe Gegenſtände (Freiliſte 1); 

a) die verlängerte Einfuhr derjenigen Waren, die in einer vom Senat aufgeſtellten Liſte 
(Freiliſte 2) enthalten find; 

b) die erſte Lieferung von in das Inland eingeführten Gegenſtänden oder, ſoweit es ſich 
um Gegenſtände der unter a) genannten Art handelt, um die erſte Lieferung nach dem 
gemäß a) ſteuerfreien Umſatz. 

Die Steuerfreiheit iſt nur gegeben bei Großhandelsumſätzen, ſoweit die Gegenſtände im In⸗ 
land nicht oder nur in einem vom Senat beſtimmten Umfange bearbeitet oder verarbeitet 
werden und die Vorausſetzungen für die Steuerfreiheit buchmäßig nachgewieſen find; 


die Ausfuhrlieferungen, wenn der buchmäßige Nachweis hierüber geführt it; 
. die Lieferungen von Waſſer, Gas, Elektrizität oder Wärme 


a) durch den Staat, die Gemeinden, Gemeindeverbände oder Zweckverbände, 
b) durch zuſammenhängende Leitungen mehrerer Unternehmer mit Ausnahme der erſten 
Lieferung im Inland; 


. die Lieferungen auf Grund einer Verſteigerung im Wege der Zwangsvollſtreckung; 
. die Umſätze des Staates im Poſt⸗ und Fernmeldeverkehr einſchl. des Rundfunks und die auf 


Geſetz beruhenden Leiſtungen der Beförderungsunternehmer für dieſen Verkehr; 


. die Kreditgewährungen und die Umſätze von Geldforderungen (3. B. von Wechſeln und 


Schecken), von Wertpapieren, Anteilen an Geſellſchaften und ſonſtigen Vereinigungen, Bank⸗ 
noten, Papiergeld, Geldſorten und von inländiſchen amtlichen Wertzeichen; 


. die Umſätze, die unter das Grundwechſelſteuergeſetz, das Geſetz über die Beſteuerüng des Per⸗ 


ſonenverkehrs, das Lotterie- und Rennwettſteuergeſetz, das Verſicherungsſteuergeſetz, das Kapi⸗ 


talverkehrſteuergeſetz Teil I (Geſellſchaftſteuer) fallen, und Vergütungen im Sinne des $ 11 


Ziffer 3 des Körperſchaftſteuergeſetzes (Aufſichtsratſteuer); 


. die Verpachtungen und Vermietungen von Grundſtücken, von Berechtigungen, auf welche die 


Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über Grundſtücke Anwendung finden, und von ſtaatlichen 
Hoheitsrechten, die ſich auf die Nutzungen von Grund und Boden beziehen. Die Beher⸗ 
bergung in Gaſtſtätten iſt ſteuerpflichtig. 

die Umſätze von Arznei-, Heil⸗ und Hilfsmitteln. 

die ärztlichen und ähnlichen Hilfeleiſtungen, ſoweit Entgelte dafür von den Verſicherungs— 
trägern, den Erſatzkaſſen im Sinne der Reichsverſicherungsordnung, dem Senat (Land⸗ 
armenverband) und den Ortsarmenverbänden zu zahlen ſind. Dasſelbe gilt auch für Heil⸗ 


anſtalten und Krankenhäuſer, ſoweit ſie das Heilverfahren im Auftrage der geſetzlichen Ver⸗ 


ſicherungsträger, der Erſatzkaſſen im Sinne der Reichsverſicherungsordnung, des Senats 
(Landarmenverband) und der Ortsarmenverbände durchführen; 

die Beherbergung und Beköſtigung und die üblichen Naturalleiſtungen, die ein Unternehmer 
den Angeſtellten und Arbeitern feines Unternehmens als Vergütung für die geleiſteten Dienſte 
gewährt. Zu den Angeſtellten und Arbeitern gehören auch die im Unternehmen voll beſchäf— 
tigten und der Verſicherungspflicht unterſtellten Familienangehörigen, wenn fie das 16. Le— 
bensjahr überſchritten haben; 

bei Genoſſenſchaften, die einem Danziger Reviſionsverbande angehören und die der gemein⸗ 
ſchaftlichen Verwertung von Erzeugniſſen der Genoſſen dienen, derjenige Teil des Umſatzes, 
der den für die Erzeugniſſe der Genoſſen gezahlten Entgelten entſpricht; 
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14. die Umſätze aus der Tätigkeit als Privatgelehrter, Künſtler, Schriftſteller, Handlungs⸗ 
agent oder Makler, wenn der eg nach S 1 Ziffer 1 und 2 im Kalenderjahr 
6000 G nicht überſteigt; 

15. die Umſätze der Hausgewerbetreibenden, der Blinden und der Blindenanſtalten nach näherer 
Beſtimmung des Senats der Freien Stadt Danzig. 

(2) Bei Abwickelung mehrerer von verſchiedenen Unternehmern über dieſelben Gegenſtände oder 
über Gegenſtände gleicher Art abgeſchloſſenen Umſatzgeſchäfte ſind nur Lieferungen derjenigen Unter⸗ 
nehmer ſteuerpflichtig, die den unmittelbaren Beſitz übertragen. Der Übertragung des unmittelbaren 
Beſitzes durch einen Unternehmer ſteht die Übertragung durch denjenigen gleich, der die Gegenſtände 
auf Grund eines beſonders mit dem Unternehmer abgeſchloſſenen Vertrages für dieſen beſitzt, es ſei 
denn, daß er lediglich die Beförderung der Gegenſtände übernommen hat. Die Steuerfreiheit findet 
nur Anwendung auf Lieferungen, die im Großhandel erfolgen und bei denen die Beſtimmungen über 
den buchmäßigen Nachweis dieſer Lieferungen innegehalten werden. 


Beſteuerungsmaßſtab. 
§ 5. 


Beſteuerungsmaßſtab für die Lieferungen und ſonſtigen i und 
für den Eigenverbrauch. 


(1) Der Umſatz wird im Fall des $ 1 Ziffer 1 nach dem vereinnahmten Entgelt bemeſſen. Aus— 
ländiſche Werte ſind nach näherer Beſtimmung des Senats der Freien Stadt Danzig umzurechnen. 
Im Falle des § 1 Ziffer 2 tritt an die Stelle des vereinnahmten Entgelts der Preis, der am Ort 
und zur Zeit der Entnahme für die Gegenſtände der gleichen oder ähnlichen Art von Verbrauchern ge- 
zahlt zu werden pflegt. Bei der Übertragung der mit dem Beſitz eines Pfandſcheines verbundenen 
Rechts gilt als vereinnahmtes Entgelt der Preis des Pfandſcheins zuzüglich der Pfandſumme. 

(2) Beim Tauſch, bei tauſchähnlichen Umſätzen und bei Hingabe an Zahlungs Statt gilt der Wert 
jedes Umſatzes als Entgelt für den anderen Umſatz. 

(3) Zum Entgelt gehören nicht die Beträge, die der Unternehmer im Namen und für Rechnung 
eines anderen vereinnahmt und verausgabt (durchlaufende Poſten). 

(4) Vom Entgelt für ſteuerpflichtige Amſätze können abgeſetzt werden: 

1. die Auslagen des Unternehmers für die Beförderung und Verſicherung von Gegenſtänden 
nach näherer Beſtimmung des Senats der Freien Stadt Danzig; 

2. die Koſten der Warenumſchließung, wenn der Lieferer dieſe zurücknimmt und das Entgelt 
um den auf ſie entfallenden Teil mindert; 

3. vom Spediteur, Frachtführer und Handlungsagenten die Auslagen an Zoll, die ſie für ihre 
Auftraggeber entrichten. 

§ 6. 
Beſteuerungsmaßſtab für die Einfuhr. 

(1) Die Ausgleichſteuer wird nach dem Erwerbspreis oder, wenn der Erwerbspreis nicht nachge⸗ 
wieſen wird oder ein Erwerbspreis nicht vorhanden iſt, an deſſen Stelle nach dem Wert des eingeführten 
Gegenſtandes bemeſſen. Maßgebend iſt der Erwerbspreis oder der Wert im Zeitpunkt der Entſtehung 
der Steuerſchuld. Dem Erwerbspreis oder dem Wert find die bis zu dieſem Zeitpunkt entſtandenen 
Beförderungs-, Verſicherungs-, Kommiſſions⸗ und Verpackungskoſten und der auf den Gegenſtand ent⸗ 
fallende Betrag an Zoll und an Verbrauchſteuer (ausſchließlich der Ausgleichſteuer) hinzuzurechnen, ſo⸗ 
weit ſie nicht bereits in ihm enthalten ſind. 

(2) S 5 Abſatz 1 Satz 2 findet entſprechende Anwendung. 

(3) Der Finanzſenator kann für die Bemeſſung der Ausgleichſteuer Durchſchnittswerte für be⸗ 
ſtimmte Gegenſtände oder Gruppen von Gegenſtänden feſtſetzen. Der Durchſchnittswert tritt an die 
Stelle des im Abſatz 1 genannten Erwerbspreifes oder Wertes. 


Steuerſätze. 


ST. 
(1) Die Steuer beträgt für jeden ſteuerpflichtigen Umſatz im Sinne des § 1 Ziffern 1 und 2 ein 
und einhalb vom Hundert des Entgelts ($ 5). 
(2) Die Steuer ermäßigt ſich auf eins vom Hundert für die Lieferungen und den Eigenverbrauch 
von Gegenſtänden, die innerhalb eines landwirtſchaftlichen Betriebes im Inland erzeugt ſind, ſoweit der 
Erzeuger die Gegenſtände ſelbſt liefert. 
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(3) Die Höhe der Ausgleichſteuer ($ 1 Ziffer 3) wird vom Senat für die einzelnen Maren: 
gruppen nach Lage der bei ihnen gegebenen beſonderen Verhältniſſe beſtimmt. 


Pauſchalbeſteuerung. 
§ 8. 

(1) Nach Umſatz⸗Pauſchſätzen ſind zur Umſatzſteuer heranzuziehen die Inhaber von landwirtſchaft⸗ 
lichen, forſtwirtſchaftlichen und gärtneriſchen Betrieben beim Fehlen einer geordneten Buchführung. 

(2) Mit Pauſchbeträgen können auf Anordnung des Leiters des Landesſteueramts zur Umſatzſteuer 
herangezogen werden: 

a) Unternehmer, die der Wandergewerbeſteuer unterliegen, 
b) Unternehmer, deren Umſatzſteuerpflicht lediglich durch Verkauf von Erzeugniſſen auf einem 
öffentlichen Markt herbeigeführt wird, 
c) Unternehmer einzelner Gewerbezweige, die keine geordnete Burchführung haben. 
Die Pauſchbeträge ſind am Schluſſe eines jeden Jahres auf Grund der wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
dieſes Jahres für das folgende Kalenderjahr durch den Leiter des Landesſteueramts feſtzuſetzen. 

(3) Die Steuer nach Abſatz 1 und 2 kann im Voraus erhoben werden. Das Veranlagungsver⸗ 
fahren und die Fälligkeit der Steuer kann abweichend von den Vorſchriften der 88 11 und 13 geregelt 
werden. b 

uf Steuerſchuldner. 
b 9 9. 
Steuerſchuldner iſt in den Fällen des 8 1 Ziffern 1 und 2 der Unternehmer. 


Steuerüberwälzung. 
8 10. 

(1) Der Steuerſchuldner iſt im Fall des § 1 Ziffer 1 nicht berechtigt, die Steuer neben dem Ent: 
gelt ganz oder teilweiſe geſondert anzufordern oden das Entgelt, das er für den an ihn bewirkten 
Umſatz zu entrichten hat, um die von ihm geſchuldete Steuer zu kürzen. Er kann jedoch die Steuer ge⸗ 
ſondert anfordern, wenn als Entgelt geſetzlich bemeſſene Gebühren angeſetzt werden. 

(2) Ein Rechtsgeſchäft, in dem eine entgegenſtehende Vereinbarung enthalten iſt, iſt inſoweit nichtig. 


Steuerberechnung. 
§ 11. 
Veranlagungszeitraum und Einzelbeſteuerung. 

(1) Bei der Berechnung der Steuer iſt in den Fällen des $ 1 Ziffern 1 und 2 vom Geſamtbetrag 
der Entgelte auszugehen, die der Unternehmer im Laufe eines Kalenderjahres für feine Umſätze ver- 
einnahmt hat (Veranlagungszeitraum). Hat der Unternehmer mehrere Betriebe, ſo ſind die in allen 
Betrieben vereinnahmten Entgelte zuſammenzurechnen. Das Steueramt kann anordnen, daß der Steuer⸗ 
berechnung ein kürzerer Zeitraum als das Kalenderjahr zugrunde gelegt wird. Hat ein Unternehmer, 
der ſeine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit im Lauf des Kalenderjahres eröffnet oder eingeſtellt hat, 
Entgelte nur in einem Teil des Kalenderjahres vereinnahmt, ſo tritt an die Stelle des Kalenderjahres 
dieſer Teil. 

(2) Die Ausgleichſteuer wird für jeden einzelnen ſteuerpflichtigen Vorgang berechnet. 


e 
Abſetzung zurückgewährter Entgelte. 
Hat der Unternehmer vereinnahmte Entgelte für ſteuerpflichtige Umſätze zurückgewährt, ſo kann 
er ſie von den Entgelten, die dem gleichen Steuerſatz unterliegen (§ 7), in dem Kalenderjahr abſetzen, 
in dem er ſie zurückgewährt hat. 


Voranmeldung, Vorauszahlung und Veranlagung. 
§ 13. g 

(1) Der Unternehmer hat binnen 10 Tagen nach Ablauf jedes Kalendervierteljahres, der Unter⸗ 
nehmer mit erheblichen ſteuerpflichtigen Umſätzen binnen 10 Tagen nach Ablauf jedes Monats eine 
Voranmeldung abzugeben, in der er die Entgelte bezeichnet, die er in dem abgelaufenen Zeitraum ver⸗ 
einnahmt hat. Er hat gleichzeitig eine Vorauszahlung zu entrichten, die den Entgelten für die vor⸗ 
angemeldeten ſteuerpflichtigen Amſätze entſpricht. 8 11 Abſatz 1 findet entſprechende Anwendung. 

(2) Die Voranmeldung gilt als Steuererklärung. Die Vorauszahlung iſt Steuer im Sinne des 
Steuergrundgeſetzes. Gibt der Unternehmer bis zum Ablauf der Voranmeldungsfriſt eine Voran⸗ 
meldung nicht ab oder hat er in einer Voranmeldung die vereinnahmten Entgelte oder den Steuer: 
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betrag nicht richtig angegeben, fo ſetzt das Steueramt die Vorauszahlung feſt. Als Zeitpunkt ihrer 
Fälligkeit gilt der zehnte Tag nach Ablauf des Zeitraums, für den die Steuer feſtgeſetzt ift. 

(8) Der Unternehmer wird nach Ablauf des Kalenderjahrs oder des kürzeren Veranlagungszeit⸗ 
raums ($ 11 Abſatz 1) zur Steuer veranlagt. Wenn die bei der Veranlagung feſtgeſetzte Steuer die 
nach den Abſätzen 1 und 2 zu entrichtenden Vorauszahlungen überſteigt, iſt der Anterſchiedsbetrag 
binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Steuerbeſcheids zu entrichten (Abſchlußzahlung). Die Ver⸗ 
pflichtung, rückſtändige Vorauszahlungen ſchon früher zu entrichten, bleibt unberührt. Überſteigen die 
nach den Abſätzen 1 und 2 entrichteten Vorauszahlungen die Steuerſchuld für den Veranlagungs⸗ 
zeitraum, wird der Unterſchiedsbetrag nach Bekanntgabe des Steuerbeſcheids durch Aufrechnung oder 
Zurückzahlung ausgeglichen. 


Beſteuerung nach vereinbarten Entgelten. 
8 14. 

(1) Das Steueramt kann auf Antrag geſtatten, daß die Steuer nicht nach den vereinnahmten Ent⸗ 
gelten (Iſteinnahme), ſondern nach den vereinbarten Entgelten für die bewirkten Umſätze ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Vereinnahmung (Solleinnahme) berechnet wird. Der Antrag kann auf einen von mehreren 
Betrieben des gleichen Unternehmers beſchränkt werden. Dem Antrag iſt nur ſtattzugeben, wenn 
Bücher nach den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuches geführt werden. 

(2) Iſt die Beſteuerung nach vereinbarten Entgelten geſtattet, ſo treten in den einzelnen Vor: 
ſchriften dieſes Geſetzes an die Stelle der vereinnahmten Entgelte die vereinbarten Entgelte. 

(3) Das Steueramt kann den Übergang von der einen zu der anderen Beſteuerungsart zur Siche— 
rung des Steueraufkommens an Auflagen knüpfen. 


Haftung. 
E 
(1) Betreibt eine Ehefrau mit ausdrücklicher oder ſtillſchweigender Zuſtimmung ihres Ehemannes 
ein Unternehmen, ſo haftet der Ehemann für die Umſatzſteuer aus dem Unternehmen der Ehefrau. 
(2) Betreibt ein Minderjähriger mit Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters ein Unternehmen, 
ſo haftet der geſetzliche Vertreter für die Umſatzſteuer aus dem Unternehmen des Minderjährigen. 


Steuervergütungen. 
$ 16. 

Weiſt ein Unternehmer nach, daß er Gegenſtände, die er im Inland erworben hatte, ohne Be- 
arbeitung oder Verarbeitung in das Ausland ausgeführt hat, ſo kann ihm auf Antrag ein Betrag ver— 
gütet werden, der zum Ausgleich der Steuer dient, die auf der Lieferung der Gegenſtände an ihn 
laſtet (Ausfuhrhändlervergütung). Der Senat der Freien Stadt Danzig beſtimmt, was nicht als Be- 
arbeitung oder Verarbeitung anzuſehen iſt. 


Steuer aufſicht. 
§ 17. 
Die Unternehmer unterliegen der Steueraufſicht. 


Veräußerung eines Geſchäfts im ganzen. 
8 18. 

(1) Die Veräußerung eines Geſchäfts im ganzen unterliegt der Umſatzſteuer ausſchließlich nach 
Maßgabe der folgenden Vorſchriften. 

(2) Die Veräußerung eines Geſchäfts im ganzen iſt gegeben, wenn ein Unternehmen oder ein in 
der Gliederung eines Unternehmens geſondert geführter Teilbetrieb im ganzen übereignet wird. 

(3) Die Befreiungsvorſchriften der vorſtehenden Paragraphen bleiben unberührt. 

(4) Die Veräußerung eines Geſchäfts im ganzen an Abkömmlinge, Stiefkinder oder deren Ab— 
kömmlinge iſt nicht ſteuerpflichtig. Das gleiche gilt für eine Veräußerung zwiſchen Miterben zur Erb- 
auseinanderſetzung, wenn die Veräußerung innerhalb von 2 Jahren nach dem Erbfall vorgenommen 
wird. 

(5) Beſteuerungsmaßſtab iſt das Entgelt für die dem Erwerber gelieferten Gegenſtände (Beſitz⸗ 
poſten). Die übernommenen Schulden können nicht abgezogen werden. 

(6) Die Steuer beträgt einhalb vom Hundert des Entgelts. 

(7) Für die Abſatz 1—6 gemäß zu entrichtende Umſatzſteuer haftet der Erwerber des Geſchäfts. 
§ 92 des Steuergrundgeſetzes gilt entſprechend. 
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(8) Die auf den Vorgang der Geſchäftsveräußerung im ganzen ſich gründenden Umſatzſteuern 
werden mit Ablauf des Voranmeldungszeitraums fällig, in dem das Geſchäft im ganzen veräußert wird. 


Artikel I. 

(1) Dieſe Rechtsverordnung tritt mit Ausnahme der Vorſchriften des Artikels I S 1 Ziffer 3, 8 4 
Abſatz 1 Ziffer 1, S 6, 8 7 Abſatz 3 und § 11 Abſatz 2 am 1. Januar 1938 in Kraft. 

(2) Die Vorſchriften des Artikels IS 1 Ziffer 3, § 4 Abſatz 1 Ziffer 1, 8 6, § 7 Abſatz 3 und 
§ 11 Abſatz 2 treten auf Anordnung des Finanzſenators in Kraft. Dieſer erläßt zugleich für die Aus⸗ 
gleichſteuer die Beſtimmungen über die Entſtehung der Steuerſchuld und ihre Fälligkeit, die Perſon 
des Steuerſchuldners, die Erteilung des Steuerbeſcheides, die Erhebung, die perſönliche und dingliche 
Haftung, die Steueraufſicht und die notwendigen Durchführungsbeſtimmungen. 

(3) Das vor dem 1. Januar 1938 geltende Recht iſt noch anzuwenden, wenn 

a) im Falle der Beſteuerung nach vereinnahmten Entgelten die Vereinnahmung des Entgelts, 
b) im Falle der Beſteuerung nach den Entgelten für die bewirkten Leiſtungen die Lieferung oder 
ſonſtige Leiſtung 
vor dieſem Zeitpunkt erfolgt iſt. Maßgebend iſt die Beſteuerungsart, die für den Unternehmer am 
1. Juli 1937 galt. 


Danzig, den 24. Dezember 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Huth. Dr. Hoppenrath. 


206 Verordnung 
zur Durchführung des Umſatzſteuergeſetzes. 
Vom 24. Dezember 1937. 
Auf Grund der §8 5 und 6 des Steuergrund geſetzes in der zur Zeit geltenden Faſſung und auf 
Grund des § 4 Abſatz 1 Ziffer 1 und 15, 8 5 Abſatz 1 und 4, $ 16 des Umſatzſteuergeſetzes vom 
24. Dezember 1937 (G. Bl. S. 623) wird hierdurch verordnet: 


Durchführungsbeſtimm ungen zum Am ſatzſteuergeſetz 
(USt DB.). 
Zu $1 des Geſetzes. 
Inland, Ausland. 
8 1. 

Inland im Sinn des Geſetzes und dieſer Durchführungsbeſtimmungen iſt das Staatsgebiet mit 
Ausnahme der Zollausſchlüſſe (3. B. Dreimeilenzone) und des Freibezirks. Ausland iſt das Gebiet, 
das hiernach nicht Inland iſt. 

Zu 8 2 Abſatz 2 Ziffer 2 des Geſetzes. 
Organſchaft. 
825 

Eine juriſtiſche Perſon iſt dem Willen eines Unternehmers dann derart untergeordnet, daß ſie 
keinen eigenen Willen hat (Organgeſellſchaft), wenn ſie nach dem Geſamtbild der tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe finanziell, wirtſchaftlich und organiſatoriſch in ſein Unternehmen eingegliedert iſt. 


Zu 82 Abſatz 3 des Geſetzes. 
Offentliche Gewalt. 
8.8. 

(1) Der Staat, die Gemeinden, die Gemeindeverbände und andere Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts ſind inſoweit nicht gewerblich oder beruflich tätig, als ſie öffentrich-rechtliche Aufgaben erfüllen 
(Ausübung der öffentlichen Gewalt). Eine Erfüllung öffentlich-rechtlicher Aufgaben iſt insbeſondere an⸗ 
zunehmen, wenn die Aufgaben auf Leiſtungen gerichtet ſind, zu deren Annahme der Leiſtungsempfänger 
auf Grund geſetzlicher oder behördlicher Anordnung verpflichtet iſt. 

(2) Zu den Betrieben und Verwaltungen der Körperſchaften des öffentlichen Rechts, die der 
Ausübung der öffentlichen Gewalt dienen, gehören auch Schlachthöfe und Anſtalten zur Nahrungsmittel⸗ 
unterſuchung, zur Desinfektion, zur Müllbeſeitigung, zur Straßenreinigung, zur Vernichtung von Tier⸗ 
leichen und zur Abführung von Spülwaſſer und Abfällen. 
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(3) Werden Schlachthöfe oder Anſtalten der im Abſatz 2 genannten Art in der Form privat- 
rechtlicher Geſellſchaften betrieben, ſo werden ſie wie Betriebe und Verwaltungen der Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts behandelt, wenn die Anteile an ihnen ausſchließlich dem Staat oder anderen Kör⸗ 
perſchaften des öffentlichen Rechts (Abſatz 1 Satz 1) gehören und die Erträge ausſchließlich dieſen Kör⸗ 
perſchaften zufließen. 

(4) Die Steuerpflicht iſt gegeben, wenn die Tätigkeit, die der Erfüllung öffentlich⸗rechtlicher Auf⸗ 
gaben dient, in anderen Fällen als in denen des Abſatzes 3 nicht vom Träger der öffentlichen Ge⸗ 
walt ſelbſt, ſondern von einem Unternehmer ausgeübt wird. Das gleiche gilt, wenn die Tätigkeit von 
einer juriſtiſchen Perſon des privaten Rechts ausgeübt wird, die dem Willen der öffentlich⸗xechtlichen 
Körperſchaft nach Art einer Organgeſellſchaft untergeordnet iſt. 

(5) Steuerfrei jmd die Umſätze der von dem Staat, den Gemeinden oder den Gemeindeverbän⸗ 
den im öffentlichen Intereſſe geführten Theater. Die Steuerfreiheit gilt nicht für Theater, die in der 
Form privatrechtlicher Geſellſchaften betrieben werden. 

(6) Steuerfrei ſind auch die Umſätze des Staats, der Gemeinden und Gemeindeverbände bei der 
Verwaltung des Geſetzblattes, des Staatsanzeigers und der Amtsblätter. 

(7) Weitere Befreiungen von Umſätzen der Körperſchaften des öffentlichen Rechts finden nur nach 
Maßgabe des 8 36 ſtatt. 

Zu $ 3 des Geſetzes. 
Lieferung, Kommiſſion. 
§ 4. 

(1) Eine Lieferung liegt vor, wenn der Unternehmer den Abnehmer befähigt, im eigenen Namen 
über einen Gegenſtand zu verfügen (Verſchaffung der Verfügungsmacht). Dabei kommt es nicht darauf 
an, ob dem Abnehmer die Verfügungsmacht über den Gegenſtand von dem Unternehmer ſelbſt oder 
durch einen anderen verſchafft wird. 

(2) Eine Lieferung liegt auch dann vor, wenn der Unternehmer nicht dem Abnehmer, ſondern in 
deſſen Auftrag einem Dritten die Verfügungsmacht über den Gegenſtand verſchafft. Werden z. B. von 
einer Reihe von Unternehmern mehrere Umſatzgeſchäfte über denſelben Gegenſtand abgeſchloſſen und 
werden dieſe Geſchäfte dadurch erfüllt, daß der erſte Unternehmer dem letzten Abnehmer der Reihe un⸗ 
mittelbar die Verfügungsmacht über den Gegenſtand verſchafft, ſo gilt die Lieferung an den letzten 
Abnehmer gleichzeitig als Lieferung eines jeden Unternehmers der Reihe. 

(3) Wird der Gegenſtand einer Lieferung zur Erfüllung des Umſatzgeſchäfts durch einen Spe- 
diteur, Frachtführer (3. B. Eiſenbahn, Poſt) oder Verfrachter (3. B. Reederei) an den Abnehmer 
verſendet, jo gilt die Lieferung mit der Übergabe des Gegenſtandes an den Spediteur, Frachtführer 
oder Verfrachter als ausgeführt. — gleiche gilt, wenn der Gegenſtand im Auftrag des Abnehmers 
an einen anderen verſendet wird, z. B. in Erfüllung mehrerer Umſatzgeſchäfte über denſelben Gegen⸗ 
ſtand an den letzten Abnehmer der Reihe. 

(4) Beim Kommiſſionsgeſchäft (8 383 des Handelsgeſetzbuches) liegt zwiſchen dem Kommittenten 
und dem Kommiſſionär eine Lieferung vor. Bei der Verkaufskommiſſion gilt der Kommiſſionär, bei 
der Einkaufskommiſſion der Kommittent als Abnehmer. 


Umfang der Lieferung. Werkleiſtung: Sonderfälle. 
SB. 

(J) Iſt bei einem Lieferungsgeſchäft vereinbart, daß der Abnehmer die bei der Bearbeitung oder 
Verarbeitung des Gegenſtandes entſtehenden Nebenerzeugniſſes oder Abfälle dem Lieferer zurück⸗ 
zugeben hat, ſo gilt nicht der übergebene Gegenſtand, ſondern der dem Abnehmer bei der Her⸗ 
ſtellung verbleibende Beſtandteil als geliefert (z. B. der Fettgehalt der Milch bei Rückgabe der Mager⸗ 
milch, der Zuckergehalt der Rüben bei Rückgabe der Rübenſchnitzel). Dies gilt auch dann, wenn an 
Stelle der bei der Herſtellung entſtehenden Nebenerzeugniſſe oder Abfälle Gegenſtände gleicher Art 
zurückgegeben werden. 

(2) Als eine Werkleiſtung und nicht als ein Tauſch gilt es, wenn der empfangene Gegenſtand aus 
einem anderen als dem vom Beſteller übergebenen Stoff hergeſtellt iſt und das Entgelt für die 
Leiſtung nach Art eines Werklohns unabhängig vom Unterſchied zwiſchen dem Markt⸗ oder Börſen⸗ 
preis des übergebenen Stoffes und dem des dafür empfangenen Gegenſtandes berechnet wird (z. B. Um⸗ 
tauſchmüllerei, Umtauſchbäckerei). 

Lieferung im Inland. 
E Ani 86 dr 

Eine Lieferung wird dann im Inland ausgeführt (8 1 Ziffer 1 des Geſetzes), wenn der Unter- 
nehmer einem anderen die Verfügungsmacht über den Gegenſtand im Inland verſchafft ($ 4). Dabei 
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kommt es nicht darauf an, ob der Unternehmer Danziger Staatsangehöriger it, feinen Wohnſitz oder 
ſeinen Sitz im Inland hat, bei Vertragsverhandlungen im Inland tätig wird, im Inland eine Betriebs⸗ 
ſtätte unterhält, die Rechnung erteilt oder die Zahlung empfängt. 


Sonſtige Leiſtung im Inland. 
8 7. 

(1) Eine ſonſtige Leiſtung im Inland liegt vor, wenn ein Unternehmer bei einer nicht in einer 
Lieferung beſtehenden Leiſtung ausſchließlich oder zum weſentlichen Teil im Inland tätig wird, z. B. 
bei der Vermittlungstätigkeit als Handlungsagent, bei der Lohnveredelung für ausländiſche Rechnung 
(ſiehe auch $ 18), bei der Abgabe von Gutachten, bei der Anfertigung von Entwürfen oder Zeich— 
nungen für ausländiſche Auftraggeber und bei der Überlaſſung von Patentrechten. $ 6 Satz 2 findet 
entſprechende Anwendung. Eine ſonſtige Leiſtung im Inland kann auch in einem Unterlaſſen oder im 
Dulden einer Handlung oder eines Zuſtandes im Inland beſtehen. 

(2) Erſtreckt ſich eine Beförderungsleiſtung oder die Vermietung von Beförderungsmitteln ſowohl 
auf das Inland als auch auf das Ausland, ſo iſt abweichend vom Abſatz 1 der auf das Inland 
entfallende Teil ſteuerpflichtig (3. B. bei der Beförderung durch Flugzeug). 


Zu 8 4 Abſatz 1 Ziffer 1 und 2 des Geſetzes. 
Ein fuhr. 
§ 8. 
Eine Einfuhr liegt vor, wenn ein Gegenſtand aus dem Ausland in das Inland gelangt. 


Verlängerte Einfuhr. 
89, 
(1) Eine Lieferung iſt $ 4 Abſatz 1 Ziffer 2a des Geſetzes gemäß als verlängerte Einfuhr ſteuer— 
frei, wenn jede der folgenden Vorausſetzungen vorliegt: 

1. der gelieferte Gegenſtand muß in der Freiliſte 2 (Anlage 1) ſtehen; 

2. die Lieferung muß 

a) in dem gebundenen Verkehr des Inlands oder 

b) in oder aus von dem Leiter des Landesſteueramts zugelaſſenen Freilägern erfolgen. 
Die Zulaſſung erfolgt auf Antrag unter der Bedingung, daß der eingeführte Gegen⸗ 
ſtand ohne Zwiſchenlagerung nach dem Freilager gebracht und die Feſthaltung der aus⸗ 
ländiſchen Eigenſchaft des Gegenſtandes bei der Aufnahme und bei der Lagerung ſicher⸗ 
geſtellt wird. Die Zulaſſung iſt weiter an die Vorausſetzung geknüpft, daß der Antrag⸗ 
ſteller ſich verpflichtet, bei jeder Lieferung von Waren aus dem zugelaſſenen Lager dem 
Abnehmer eine Beſcheinigung nach näherer Beſtimmung des Leiters des Landesiteuer- 
amts zu erteilen; 

3. die Lieferung muß im Großhandel ($ 11) von einem Unternehmer erfolgen, der im Inland 
(8 1) ſeinen Wohnſitz oder ſeinen Sitz hat oder eine Zweigniederlaſſung unterhält; 

4. der Gegenſtand darf im Inland nicht bearbeitet oder verarbeitet worden fein ($ 12). Die im 
§ 13 beſonders zugelaſſenen Bearbeitungen und Verarbeitungen ſchließen die Steuerfreiheit 
nicht aus; 

5. die vorſtehenden Vorausſetzungen müſſen im Inland buchmäßig nachgewieſen ſein ($ 14). 

2) Innerhalb des gebundenen Verkehrs des Inlandes und innerhalb eines Freilagers iſt eine 

unbeſchränkte Zahl von Lieferungen desſelben Gegenſtandes als verlängerte Einfuhr ſteuerfrei, wenn 
bei ihnen die Vorausſetzungen des Abſatzes 1 erfüllt find. 


Erſte Lieferung eingeführter Gegenſtände. 
§ 10. 

(1) Eine Lieferung iſt 8 4 Abſatz 1 Ziffer 2b des Geſetzes gemäß als erſte Lieferung nach der 
Einfuhr oder, ſoweit es ſich um Gegenſtände der Freiliſte handelt, als erſte Lieferung nach der 
verlängerten Einfuhr ſteuerfrei, wenn jede der folgenden Vorausſetzungen vorliegt: 

1. es muß ſich 
a) um den erſten Umſatz unmittelbar nach der Einfuhr ($ 8) oder, 
b) ſoweit es ſich um Gegenſtände der Freiliſte handelt, um den erſten Umſatz unmittelbar 
nach dem gemäß $ 9 dieſer Beſtimmung umſatzſteuerfreien Umſatz handeln; 
2. die Lieferung muß im Großhandel ($ 11) von einem Unternehmer erfolgen, der im In⸗ 
land (8 1) ſeinen Wohnſitz oder feinen Sitz hat oder eine Zweigniederlaſſung unterhält; 
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3. der Gegenſtand darf im Inland nicht bearbeitet oder verarbeitet worden fein ($ 12). Die im 
$ 13 beſonders zugelaſſenen Bearbeitungen und Verarbeitungen ſchließen die Steuerfreiheit 
nicht aus; 

4. die vorſtehenden Vorausſetzungen müſſen im Inland buchmäßig nachgewieſen ſein (8 14). 

(2) Handelt es ſich im Falle des Abſatz 1 Ziffer 1b um Gegenſtände, die aus einem nach 8 9 
Abſatz 1 Ziffer 2b von dem Leiter des Landesſteueramts zugelaſſenen Freilager bezogen worden 
ſind, ſo iſt die Steuerfreiheit an die weitere Vorausſetzung geknüpft, daß die vom Lagerinhaber 
erteilten Beſcheinigungen (8 9 Abſatz 1 Ziffer 2 b) fortlaufend in ein Verzeichnis eingetragen und den 
Umſatzſteuervoranmeldungen (Umſatzſteuererklärungen) beigefügt werden, in denen das beim Weiter⸗ 
verkauf erzielte Entgelt als ſteuerfreie erſte Lieferung nach der verlängerten Einfuhr abgeſetzt wird. 
Das Steueramt kann zulaſſen, daß von der Beifügung der Beſcheinigung abgeſehen wird, oder daß 
im Falle des Weiterverkaufs eines aus einem Freilager bezogenen ganzen Warenpoſtens in Teilmen⸗ 
gen Erklärungen hierüber den Voranmeldungen (Steuererklärungen) beigefügt werden. 


Großhandel. 
ST 

(1) Eine Lieferung im Großhandel liegt vor, wenn der Unternehmer einen Gegenſtand an einen 
anderen Unternehmer zur Verwendung in deſſen Unternehmen liefert (ur gewerblichen Weiterveräuße— 
rung — ſei es in derſelben Beſchaffenheit, ſei es nach vorheriger Bearbeitung oder Verarbeitung — 
oder zur gewerblichen Herſtellung anderer Gegenſtände oder zur Bewirkung gewerblicher oder beruf— 
licher Leiſtungen). Wird ein Gegenſtand teils zu den genannten Zwecken, teils zu anderen Zwecken er- 
worben, jo iſt der Haupterwerbszweck maßgebend. Eine Anderung des Erwerbszweds nach der Liefe⸗ 
rung bleibt unberückſichtigt. 

(2) Eine Lieferung im Großhandel liegt nicht vor, wenn das Entgelt für den gelieferten Gegen- 
ſtand nicht um die übliche Zwiſchenhandelsſpanne (Wiederverfäufer-Rabatt, Zwiſchen-Rabatt, Rabatt 
für Weiterverarbeiter) niedriger iſt als der Preis für Verbraucher. Die Zwiſchenhandelsſpanne iſt der 
Unterſchied zwiſchen dem Preis, den ein Wiederverkäufer zu zahlen pflegt, und dem üblichen Verkaufs⸗ 
preis an Verbraucher. 

(3) Als Lieferung im Großhandel gelten ſtets die Lieferungen an den Staat, die Gemeinden und 
Gemeindeverbände. 


Bearbeitung oder Ver arbeitung: Begriff. 
8 12. 

(1) Eine Bearbeitung oder Verarbeitung liegt nicht vor, wenn die Weſensart des Gegenſtandes 
gewahrt bleibt. Sie gilt als gewahrt, wenn durch die Behandlung des Gegenſtandes nach der Ver— 
lehrsauffaſſung kein neues Verkehrsgut (kein Gegenſtand anderer Marktgängigkeit) entſteht. Die Kenn⸗ 
zeichnung, Umpackung oder Umfüllung ſchließt die Steuervergünſtigung nicht aus. 

(2) Als Bearbeitung oder Verarbeitung durch einen Unternehmer gilt es auch, wenn er durch 
einen anderen den Gegenſtand im Werklohn bearbeiten oder verarbeiten läßt. 


Beſonders zugelaſſene Bearbeitungen und Verarbeitungen. 
8 13. 

(1) Die beſonders zugelaſſenen Bearbeitungen und Verarbeitungen im Sinn von $ 9 Abſatz 1 
Ziffer 4 und 8 10 Abſatz 1 Ziffer 3 ſind im anliegenden Verzeichnis (Anlage 2) aufgeführt. Die 
Steuerfreiheit gilt auch für die Lieferungen von ſolchen Gegenſtänden der Freiliſte, die bei den 
genannten Bearbeitungen oder Verarbeitungen entſtehen, ohne Rückſicht darauf, ob ſie das Ziel dieſer 
Bearbeitungen oder Verarbeitungen ſind (3. B. für die Lieferungen von Nebenerzeugniſſen oder Ab- 
fällen). 

(2) Soweit bei den nach Abſatz 1 und nach $ 12 zugelaſſenen Bearbeitungen oder Verarbeitungen 
Gegenſtände entſtehen, die nicht in der Freiliſte enthalten find, gelten fie für die Lieferung des Be⸗ 
arbeiters oder Verarbeiters, nicht aber für weitere Lieferungen als Gegenſtände dieſer Freiliſte. 


Buchnachweis. 
8 14. 
(1) Zum Nachweis, daß eine ſteuerfreie Lieferung nach $ 9 und 8 10 vorliegt, hat der Unter- 


nehmer im Inland Bücher in deutſcher Sprache zu führen und in ihnen fortlaufend folgendes auf- 
zuzeichnen (8 9 Abſatz 1 Ziffer 5 und $ 10 Abſatz 1 Ziffer 4): 


DD — 


S 0 01 


9. 


2) 
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den Gegenſtand nach ſeiner handelsüblichen Bezeichnung und Menge: 
den Namen (die Firma) und den Wohnort (den Sitz) des Lieferers, von dem der Unter⸗ 


nehmer den Gegenſtand bezogen hat; 


den Tag, an dem der Gegenſtand aus dem Ausland in das Inland 5 ſoweit es ſich 


um die erſte Lieferung nach der verlängerten Einfuhr handelt, den Tag, an dem der Gegen⸗ 
ſtand aus dem gebundenen Verkehr oder dem Freilager (8 9 Abſatz 1 Ziffer 2) in das 
übrige Inland gelangt it; 


. die Eingangszollitellen, ſofern es ſich um eine verlängerte Einfuhr oder erſte Lieferung nach 


der Einfuhr handelt; 


. die Art einer vorgenommenen Bearbeitung oder Verarbeitung; 

den Tag und den Ort der Lieferung an den Abnehmer; 

„den Namen (die Firma) und den Wohnort (den Sitz) des Abnehmers: 

das vereinnahmte Entgelt, bei Beſteuerung nach vereinbarten Entgelten ($ 14 des Geſetzes) 


das vereinbarte Entgelt; 
bei Beſteuerung nach vereinnahmten Entgelten den Tag der Vereinnahmung. 
Das Steueramt iſt berechtigt, im einzelnen Fall auf Antrag eines Unternehmers wegen 


beſonderer wirtſchaftlicher Verhältniſſe die vorſtehenden Richtlinien ſinngemäß zu ändern, falls keine 
Bedenken gegen die ſteuerliche Zuverläſſigkeit des Unternehmers beſtehen. 


Zu 8 4 Abſatz 1 Ziffer 3 des Geſetzes. 
Ausfuhr lieferung. 
8 15. 


Eine Lieferung gilt als ſteuerfreie Ausfuhrlieferung, wenn jede der folgenden Vorausſetzungen 


vorliegt: 
1. 


der Unternehmer muß das Umſatzgeſchäft, das ſeiner Lieferung zugrunde liegt, mit einem 
ausländiſchen Abnehmer ($ 16) abgeſchloſſen haben; 


2. der Gegenſtand muß zur Erfüllung dieſes Umſatzgeſchäfts 


3. 


(1) 


a) durch den Unternehmer ſebſt in das Ausland befördert oder durch einen von ihm beauf- 
tragten Spediteur, Frachtführer oder Verfrachter in das Ausland verſendet werden 
oder 
durch den Unternehmer an den inländiſchen Spediteur ſeines ausländiſchen Unternehmers 
zwecks Verſendung in das Ausland im Inland übergeben oder verſendet werden und 
ſodann nachweislich in das Ausland gelangen (8 17 Abſatz 3) oder 
e) in den Fällen, in denen von einer Reihe von Unternehmern mehrere Umſatzgeſchäfte 
über denſelben Gegenſtand abgeſchloſſen worden ſind, durch einen dieſer Unternehmer un⸗ 
mittelbar an den letzten Abnehmer in das Ausland verſendet oder unmittelbar dem 
inländiſchen Spediteur des ausländiſchen Abnehmers zur Weiterverſendung in das Aus: 
land ($ 17 Abſatz 3) ee oder überſendet werden (8 4 Abſatz 2 Sa #2 und Abſatz 3 
Satz 2); 
die vorſtehenden 8 müſſen im Inland in deutſcher Sprache buchmäßig nach⸗ 
gewieſen ſein ($ 17 Abſätze 1 und 2). 
Ausländiſcher Abnehmer. 
§ 16. 
Ausländiſcher Abnehmer im Sinn des $ 15 Ziffer 1 iſt: 


b 


— 


1. ein Abnehmer, der ſeinen Wohnort (Sitz) im Ausland einſchließlich der 3 und 


des Freibezirks hat; 


. eine Zweigniederlaſſung eines inländiſchen Unternehmers oder eine juriſtiſche Perſon, die 


Organgeſellſchaft (8 2) eines inländiſchen Unternehmers iſt, wenn die Zweigniederlaſſung oder 
die Organgeſellſchaft ihren Sitz im Ausland einſchließlich der Zollausſchlüſſe und des Frei⸗ 
bezirks hat und als Abnehmer das Umſatzgeſchäft (8 15 Ziffer 1) im eigenen Namen abge- 
ſchloſſen hat; 


. ein Induſtrie⸗ oder Verkehrsunternehmer, der feinen Sitz im Inland und einen Betrieb in 


einem Zollausſchluß oder dem Freibezirk hat, ſoweit es ſich um Lieferungen durch Ver— 
ſendung an dieſen Betrieb handelt (3. B. an das Proviant⸗ und Ausrüſtungslager, an Bord 
der Seeſchiffe einer inländiſchen Reederei). 


(2) Als ausländiſcher Abnehmer gilt nicht eine inländiſche Zweigniederlaſſung eines ausländiſchen 
Unternehmers oder eine inländiſche juriſtiſche ee die er ($ 2) eines ausländiſchen 
Unternehmers iſt. 
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Buchnachweis, Spediteurbeſcheinigung. 
8 17. 


(1) Zum Nachweis, daß eine ſteuerfreie Ausfuhrlieferung vorliegt, hat der Unternehmer im In⸗ 
land in deutſcher Sprache Bücher zu führen und in ihnen fortlaufend folgendes aufzuzeichnen (8 15 


Ziffer 3): 
1. den 
2. den 
= a) 


b) 


0) 


d 


— 


4. das 


Gegenſtand nach ſeiner handelsüblichen Bezeichnung und Menge; 

Namen (die Firma) und den Wohnort (den Sitz) des ausländiſchen Abnehmers; 

im Fall der Beförderung in das Ausland durch den Unternehmer ſelbſt (§ 15 Ziffer 2 * 
den Tag und den Ort des Übergangs in das Ausland; 

im Fall der Verſendung durch einen vom Unternehmer beauftragten Spediteur, Fracht⸗ 
führer oder Verfrachter (§ 15 Ziffer 2 a): den Tag der Übergabe oder der Verſendung 
an dieſen und deſſen Namen; 

bei Übergabe oder Verſendung an den inländiſchen Spediteur des ausländiſchen Ab⸗ 
nehmers ($ 15 Ziffer 2 b): den Tag der Übergabe oder der Verſendung an den Spe⸗ 
diteur und einen Hinweis auf die Spediteurbeſcheinigung (Abſatz 3); 

im Fall des $ 15 Ziffer 2c: Angaben über die Beförderung oder die Verſendung wie 
bei a bis c; 

vereinnahmte Entgelt, bei Beſteuerung nach vereinbarten Entgelten ($ 14 des Geſetzes) 


das vereinbarte Entgelt; 
5. bei Beſteuerung nach vereinnahmten Entgelten den Tag der Vereinnahmung. 


(2) Das Steueramt iſt berechtigt, im einzelnen Fall auf Antrag eines Unternehmers wegen be⸗ 
ſonderer wirtſchaftlicher Verhältniſſe die vorſtehenden Richtlinien ſinngemäß zu ändern, falls keine 
Bedenken gegen die ſteuerliche Zuverläſſigkeit des Unternehmers beſtehen. 

(3) Im Fall der Übergabe oder der Verſendung an den inländiſchen Spediteur des ausländiſchen 
Abnehmers (8 15 Ziffer 2b und c) hat der Unternehmer außerdem den Nachweis, daß der Gegen⸗ 
ſtand in das Ausland gelangt iſt, in folgender Weiſe zu führen: 

1. durch eine Beſcheinigung, die ihm der inländiſche Spediteur des ausländiſchen Abnehmers 
auszuſtellen hat (Spediteurbeſcheinigung). Sie muß enthalten: 
die handelsübliche Bezeichnung und die Menge des Gegenſtandes, die Zahl der Kolli, deren 
Verpackungsart, Zeichen und Nummern, den Tag der Verſendung in das Ausland und die 
Ausfuhrſtelle. Soweit dieſe Angaben aus den Konnoſſementen, Frachtbriefen oder ſonſtigen 
Verſendungspapieren erſichtlich ſind, genügt die Erteilung einer Abſchrift hiervon. Gegebenen⸗ 
falls ſind dieſe Abſchriften zu ergänzen oder — wenn im Sammelladungsverkehr verſendet 
worden iſt — die Kolli des Unternehmers beſonders kenntlich zu machen; 

2. durch eine Verſicherung folgenden Inhalts bei der Abgabe der Voranmeldung (Steuer- 
erklärung): 


„Unter den nach § 4 Abſatz 1 Ziffer 3 des Umſatzſteuergeſetzes als ſteuerfrei ab⸗ 
geſetzten Entgelten befinden ſich auch Entgelte für Umſatzgeſchäfte, die durch Übergabe der 
Gegenſtände an den inländiſchen Spediteur des ausländiſchen Abnehmers erfüllt worden 
ſind. Die tatſächliche Weiterſendung dieſer Gegenſtände in das Ausland iſt mir vom 
Spediteur des ausländiſchen Abnehmers ſchriftlich beſcheinigt worden. Die Spediteur⸗ 
beſcheinigungen liegen bei mir zur Prüfung bereit. — Ich werde dafür Sorge tragen, 
daß mir der inländiſche Spediteur des ausländiſchen Abnehmers die tatſächliche Weiter⸗ 
ſendung dieſer Gegenſtände in das Ausland ſchriftlich beſcheinigt und werde dieſe Spedi⸗ 
teurbeſcheinigung zu meinen Belegen nehmen.“ 


Zu 8 4 Abſatz 1 Ziffern 2 und 3 des Geſetzes. 
Lohnveredelungsverkehr für ausländiſche Rechnung. 
8 138. 


Der Leiter des Landesſteueramts kann nach Anhörung der Induſtrie- und Handelskammer oder 
der Handwerkskammer Steuerfreiheit der Amſätze im Lohnveredelungsverkehr für ausländiſche Rechnung 
gewähren. Lohnveredelung für ausländiſche Rechnung liegt vor, wenn ein Gegenſtand zur Veredelung 
im Werklohn in das Inland gelangt und nach der Veredelung in das Ausland zurückgelangt. Der 
Auftrag zur Veredelung muß vom Ausländer ſelbſt oder in deſſen Namen von ſeinem inländiſchen 
Vertreter erteilt worden ſein. f 
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Hafenumfichlagsverkehr. 
8 19. 

(1) Steuerfrei find folgende Leiſtungen: 

1. die Beförderungen von Gegenſtänden aller Art zwiſchen einem Seeſchiff einerſeits und einem 
anderen Seeſchiff, einem anderen Fahrzeug, einem Kai (Kaje) oder einem Lager andererſeits; 

2. die Leiſtungen zum Beladen oder Entladen der Schiffe bei Beförderungen im Sinn von 
Ziffer 1 einſchließlich der Stauerei und des Bunkerns; 

3. die Beſorgung der Beförderung von Gegenſtänden im Ausland und der Beförderungen im 
Sinn von Ziffer 1 durch Spediteure und die Leiſtungen der Schiffsmakler im Seeſchiffs⸗ 
verkehr; 

4. die handelsüblichen Nebenleiſtungen bei den Leiſtungen im Sinn der Ziffern 1 bis 3 (Be- 
ſichtigen, Verwiegen, Sortieren, Markieren, Probeziehen, Arbitrage, Ausbeſſern der Ber- 
packung, Gewichtskontrolle, Geſtellung von Winden, Lagerung von beſchränkter Dauer u. a.); 

5. die Einlagerungen von Gütern aller Art (einſchließlich der hierbei handelsüblichen Neben- 
leiſtungen), wenn ſich die Einlagerung unmittelbar an die Einfuhr (§ 8) anſchließt. 

(2) Als Seeſchiffe im Sinn des Abſatzes 1 gelten alle in ein Seeſchiffsregiſter eingetragenen Schiffe. 
Den Seeſchiffen ſtehen andere Schiffe (3. B. Leichter) gleich, wenn ſie im Danziger Hafen oder zwiſchen 
dieſem und einem anderen Seehafenplatz Güter befördern, die mit Seeſchiffen angekommen ſind oder 
abgehen ſollen. 

(3) Der Anſpruch auf Steuerfreiheit nach Abſatz 1 iſt nur gegeben, wenn der Unternehmer im 
Inland in deutſcher Sprache Bücher führt und in ihnen fortlaufend die Vorausſetzungen für die Steuer- 
freiheit nachweiſt. 

Durchfuhr. 
8 20. 

(1) Die Durchfuhr vom Ausland durch das Inland in das Ausland ohne Verſchaffung der Ver⸗ 
fügungsmacht im Inland (unmittelbare Durchfuhr) iſt keine Lieferung oder ſonſtige Leiſtung im 
Inland (8 1 Ziffer 1 des Geſetzes). 

(2) Wird bei der Durchfuhr vom Ausland durch das Inland in das Ausland die Berfügungs- 
macht über den Gegenſtand im Inland verſchafft (gebrochene Durchfuhr), ſo ſind die Lieferungen im 
Inland ſteuerpflichtig, wenn nicht die allgemeinen Befreiungsvorſchriften anzuwenden ſind. 


Zu 8 4 Abſatz 1 Ziffer 4 des Geſetzes. 
Waſſer, Gas, Elektrizität und Wärme. 
8 21. 

(1) Die Steuerfreiheit der Umſätze des Staates, der Gemeinden, Gemeindeverbände oder Zweck— 
verbände erſtreckt ſich auf alle Lieferungen und ſonſtigen Leiſtungen, ſoweit ſie mit dem Betrieb von 
Waſſer⸗, Gas⸗, Elektrizitäts⸗ oder Heizwerken regelmäßig verbunden find. Hierzu gehören auch die 
Lieferungen der bei der Erzeugung von Waſſer, Gas, Elektrizität oder Wärme üblicherweiſe entſtehenden 
Nebenerzeugniſſe und Abfälle. Steuerfrei ſind daher z. B. die Vermietung der Meßapparate, die auf 
die Leitungen bezüglichen Inſtallationsarbeiten und die Abgabe von Abdampf, Koks und Teer. 

(2) Die Steuerfreiheit der Umſätze der Gemeinden, Gemeindeverbände oder Zweckverbände iſt nicht 
auf die Umſätze im eigenen Gebiet beſchränkt. Steuerfrei ſind deshalb auch Umſätze an andere Ge— 
meinden, Gemeindeverbände oder Zweckverbände. 

(3) Die Steuerfreiheit gilt für Waſſer⸗, Gas⸗, Elektrizitäts⸗ oder Heizwerke, die in der Form 
privatrechtlicher Geſellſchaften betrieben werden, nur dann, wenn die Anteile an ihnen ausſchließlich dem 
Staat, den Gemeinden, Gemeindeverbänden oder en 1 und die Erträge e 
dieſen Körperſchaften zufließen. ve 

Zu 84 Abſatz 1 Ziffer 6 575 Gesetze 


Poſt. 
822 
(1) Die Steuerfreiheit der Umſätze des Staates im öffentlichen Poit- und Fernmeldeverkehr ein⸗ 
ſchließlich des Rundfunks erſtreckt ſich nur auf die Umſätze, die innerhalb des genannten Aufgaben⸗ 
kreiſes liegen. Zu dieſem Aufgabenkreis gehören auch die mit dem öffentlichen Fernſprechnetz ver⸗ 
bundenen Fernſprechnebenſtellenanlagen und die Kraftwagenlinien der Poſt. 
(2) Zu den ſteuerfreien Leiſtungen der Beförderungsunternehmer für den Poſt- und Fernmelde⸗ 
verkehr gehören die Geſtellung und Überlaſſung von Eiſenbahnwagen, Eiſenbahnabteilen, Eiſenbahn⸗ 
plätzen und von Räumlichkeiten innerhalb der Bahnhofsgebäude, ſoweit dieſe Leiſtungen auf geſetzlicher 
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Vorſchrift beruhen. Steuerpflichtig iſt dagegen z. B. die Geſtellung von Kraftfahrzeugen und Fuhrwerken 
durch Poſthalter. 
Zu 8 4 Abſatz 1 Ziffer 7 des Geſetzes. 
Bankumſätze. 
8 23. 

Bei den Bankumſätzen gehören zu den ſteuerfreien Umſätzen die Lieferungen von Wertpapieren, 
Deviſen, Zinsſcheinen, Wechſeln, Avalen, die ein Unternehmer im eigenen Namen ausführt, die Pro⸗ 
longationen, die Inkaſſi, die Kreditgewährungen und der Kontokorrentverkehr (Diskonto⸗ und Lom⸗ 
bardgeſchäfte, Zahlungs- und Überweiſungsverkehr). 


Zu 8 4 Abſatz 1 Ziffer 8 des Geſetzes. 
Grundſtücksumſätze. 
§ 24. 


Steuerpflichtig ſind die Umſätze von Maſchinen und ſonſtigen Vorrichtungen aller Art, die zu 
einer Betriebsanlage gehören, auch wenn ſie weſentliche Beſtandteile eines Grundſtücks ſind. 


Verkehr auf und an Waſſerſtraßen, Kraftwagenbeförderungen. 
Ss 25. 
(1) Steuerfrei ſind auch 
1. die Beförderungen auf Waſſerſtraßen und das Schleppen von Schiffen und Flößen; 
2. die Vercharterung und die Vermietung von Schiffen für die See- und Binnenſchiffahrt; 
3. die Benutzung von Anſtalten an natürlichen und künſtlichen Waſſerſtraßen leinſchließlich der 
Häfen). 
2) Steuerpflichtig ſind die Beförderungen von Perſonen und Gütern mit Kraftfahrzeugen, ſoweit 
ſie frei von Beförderungsſteuer ſind oder die Beförderungsſteuer allgemein nicht erhoben wird. 
(3) Beförderungen im Sinn des $ 4 Abſatz 1 Ziffer 8 des Geſetzes ſind auch dann ſteuerfrei, 
wenn ſie dem Unternehmer von einem anderen als dem Abſender übertragen worden ſind. Das 
gleiche gilt für die im Abſatz 1 Ziffer 1 genannten Leiſtungen. 


Rennwetten und Lotterien. 
8 26. 


Steuerpflichtig ſind die unter das Lotterie⸗ und Rennwettſteuergeſetz fallenden Umſätze, die von 
der Lotterie- und Rennwettſteuer befreit ſind oder von denen dieſe Steuer allgemein nicht erhoben wird. 


Zu 8 4 Abſatz 1 Ziffer 9 des Geſetzes. 
Verpachtung und Vermietung von Maſchinen. 
§ 27. 

Steuerpflichtig iſt die Verpachtung und Vermietung von Maſchinen und ſonſtigen Vorrichtungen 
aller Art, die zu einer Betriebsanlage gehören, auch wenn ſie weſentliche Beſtandteile eines Grund⸗ 
tücks ſind. 

ö Beherbergung in Gaſtſtätten, Zimmervermietung. 
§ 28. 

Beherbergung in einer Gaſtſtätte liegt vor, wenn ein Unternehmer den zur Beherbergung auf— 
genommenen Gäſten außer ihren Wohnräumen mindeſtens einen gemeinſchaftlichen Aufenthaltsraum, 
z. B. zur Einnahme der Mahlzeiten, zur Verfügung ſtellt (Hotel, Penſion, Logierhaus uſw.).Steuer⸗ 
frei iſt die Vermietung von Zimmern, abgeſehen von ſolchen in Gaſtſtätten. 


Zu 8 4 Abſatz 1 Ziffer 10 des Geſetzes. 
Arznei⸗, Heil⸗ und Hilfsmittel. 
§ 29. 

Von der Steuer ſind ausgenommen: 
1. Lieferung von Arzneimitteln, 
2. Umſätze von Heilmitteln, die zur Krankenpflege dienen, 
3. Umſätze von Hilfsmitteln, die erforderlich ſind, um den Erfolg der Heilbehandlung zu ſichern 

oder die Folgen der Verletzung zu erleichtern (8 558 b der Reichsverſicherungsordnung). 
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Zu 84 Abſatz 1 Ziffer 11 des Geſetzes. . 
Sozialverſicherungen. 

§ 30. 

(1) Von der Steuer ſind ausgenommen: b 

1. die Umſätze der geſetzlichen Verſicherungsträger, der Erſatzkaſſen im Sinn der Reichsver⸗ 
ſicherungsordnung, der Verſorgungsdienſtſtellen der Verſorgung der Militärperſonen und ihrer 
Hinterbliebenen im Sinne der Verſorgungsgeſetze, des Senats (Landarmenverband) und der 
Ortsarmenverbände 

a) an die Verſicherten, die Verſorgungsberechtigten oder die Hilfsbedürftigen, 
b) untereinander oder an andere Verpflichtete auf Grund des fünften Buches der Reichsver— 
ſicherungsordnung; 

2. die Umſätze an die geſetzlichen Verſicherungsträger, die Erſatzkaſſen im Sinne der Reichs 
verſicherungsordnung, den Senat (Landarmenverband) und die Ortsarmenverbände, ſoweit 
dieſe Stellen den Unternehmern gegenüber zur Zahlung verpflichtet ſind, und zwar 

a) ärztliche Hilfeleiſtungen, 
b) ähnliche Hilfeleiſtungen im Sinne der $$ 122, 123 der Reichsverſicherungsordnung. 

(2) Die Umſätze nach Abſatz 1 Ziffer 2 ſind auch dann ſteuerfrei, wenn eine der dort genannten 
Stellen die Zahlung auf Erſuchen einer dieſer Stellen oder der im Abſatz 1 Ziffer 1 genannten Ver⸗ 
ſorgungsdienſtſtellen zu leiſten hat. 

(3) Die Beſtimmungen des Abſatzes 1 Ziffer 2 und des Abſatzes 2 gelten auch für Heilanſtalten und 
Krankenhäuſer, ſoweit fie das Heilverfahren im Auftrag der geſetzlichen Verſicherungsträger, der Erſatz⸗ 
kaſſen im Sinne der geltenden Verſicherungsordnung und des Senats (Landarmenverband) und der 
Ortsarmenverbände durchführen. 


Zu 8 4 Abſatz 1 Ziffer 14 des Geſetzes. 
Privatgelehrte, Künſtler, Schriftſteller, Handlungsagenten, Makler. 
8 317 

Für die Ermittlung des Geſamtumſatzes nach 8 1 Ziffern 1 und 2 des Geſetzes iſt der Umſatz 
des Kalenderjahres maßgebend. Iſt der Veranlagungszeitraum kürzer als ein Jahr, ſo iſt der Geſamt⸗ 
umſatz in einen Jahresumſatz umzurechnen. 

Zu S 4 Abſatz 1 Ziffer 15 des Geſetzes. 
Sausgewer betreibende. 
8.82. 

Hausgewerbetreibende, die überwiegend mit beſtimmten Unternehmern (3. B. Verlegern, Zwiſchen— 
meiſtern) in feſtem Geſchäftsverkehr ſtehen, ſind inſoweit ſteuerfrei, als ſie Umſätze an dieſe Unter- 
nehmer bewirken. Dieſe Vorſchrift findet nur auf natürliche Perſonen und auf ſolche Perſonenzuſammen⸗ 
ſchlüſſe Anwendung, die ausſchließlich aus Angehörigen beſtehen. 


Blinde. 
8.393, 
(J) Steuerfrei ſind die Umſätze: 
1. der Blinden, wenn ſie nicht mehr als zwei Arbeitnehmer beſchäftigen und die Voraus⸗ 
ſetzungen der Steuerfreiheit durch eine Beſcheinigung des Ortsarmenverbandes nachweiſen; 
2. der Blindenbeſchäftigungswerkſtätten von Blindenanſtalten, wenn die Einnahmen nachweislich 
für Zwecke der Blinden verwendet werden. 
(2) Die Ehefrau, die minderjährigen Abkömmlinge und die Eltern des Blinden und die Lehrlinge 
gelten nicht als Arbeitnehmer im Sinn des Abſatzes 1 Ziffer 1. 


Zu 8 4 Abſatz 2 des Geſetzes. 
Zwiſchenhandel. 


§ 34, 
Für den Begriff des Großhandels finden die Beſtimmungen des § 11 Anwendung. 


Buchn achweis. 
§ 35, 
Zum Nachweis, daß eine ſteuerfreie Lieferung im Sinne des $ 4 Abſ. 2 des Geſetzes vorliegt, hat 
der Unternehmer im Inland in deutſcher Sprache Bücher zu führen und in ihnen . folgendes 
aufzuzeichnen: 
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den Gegenſtand nach ſeiner handelsüblichen Bezeichnung und Menge (Gewicht, Stückzahl uſw.); 
den Namen (die Firma) und den Wohnort (den Sitz) des Lieferers, von dem der Unter- 
nehmer den Gegenſtand bezogen hat; 
den Tag der etwaigen Inbeſitznahme des Geegenſtandes; 
die Art einer vorgenommenen Bearbeitung oder Verarbeitung; 
den Tag des Verkaufes des Gegenitandes; 
den Tag und den Ort der Lieferung an den Abnehmer; 
den Namen (die Firma) und den Wohnort (den Sitz) des Abnehmers; 
das vereinnahmte Entgelt, bei Beſteuerung nach vereinbarten Entgelten ($ 14 des Geſetzes), 
das vereinbarte Entgelt; 

9. bei Beſteuerung nach vereinnahmten Entgelten den Tag der Vereinnahmung; 

10. einen Hinweis auf die Belege. 

(2) Das Steueramt iſt berechtigt, im einzelnen Fall auf Antrag eines Unternehmens wegen be— 
ſonderer wirtſchaftlicher Verhältniſſe die vorſtehenden Richtlinien jinngemäß zu ändern, falls keine Be- 
denken gegen die ſteuerliche Zuverläſſigkeit des Unternehmers beſtehen. 


DE 


Sonſtige Befreiungen. 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts. 
§ 36. 

(i) Steuerfrei ſind über die Beſtimmung des § 3 hinaus alle Umſätze der Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts, die öffentlich⸗rechtliche Aufgaben zu erfüllen haben, inſoweit, als die Umſätze nicht 
im Rahmen eines Betriebes gewerblicher Art ausgeführt werden. 

(2) Zu den Betrieben gewerblicher Art von Körperſchaften des öffentlichen Rechts gehören alle 
Einrichtungen, die einer nachhaltigen wirtſchaftlichen Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen oder 
anderen wirtſchaftlichen Vorteilen dienen. Die Abſicht, Gewinn zu erzielen, iſt nicht erforderlich. 

(3) Die Einrichtung iſt als Betrieb gewerblicher Art nur dann ſteuerpflichtig, wenn ſie ſich inner⸗ 
halb der Geſamtbetätigung der Körperſchaft wirtſchaftlich heraushebt. Dieſe wirtſchaftliche Selb⸗ 
ſtändigkeit kann in einer beſonderen Leitung, in einem geſchloſſenen Geſchäftskreis, in der Buchführung 
oder in einem ähnlichen auf eine Einheit hindeutenden Merkmal beſtehen. Daß die Bücher bei einer 
anderen Verwaltung geführt werden, iſt unerheblich. 

(4) Die Verpachtung des Betriebes, der nach den Abſätzen 1—3 ſteuerpflichtig wäre, wenn er 
vom Verpächter unmittelbar betrieben würde, ſteht einem Betrieb gewerblicher Art gleich. Das gleiche 
gilt für jede andere entgeltliche berlaſſung von Einrichtungen, Anlagen oder Rechten zu Betriebs⸗ 
zwecken dieſer Art. 

(5) Zu dem Betrieb gewerblicher Art gehören auch die Betriebe, die der Verſorgung der Be⸗ 
völkerung mit Waſſer, Gas, Elektrizität oder Wärme oder dem öffentlichen Verkehr dienen. 

(6) Ein Betrieb gewerblicher Art iſt auch dann unbeſchränkt ſteuerpflichtig, wenn er ſelbſt eine 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts iſt. 5 5 

Wiſſenſchaftliche Vorträge. 
b 8 37. 

(1) Steuerfrei iſt die Veranſtaltung von Vorträgen wiſſenſchaftlicher und belehrender Art durch öffent- 
lich-rechtliche Körperſchaften, wenn die Einnahmen vorwiegend zur Deckung der Unkoſten verwendet 
werden. b 

(2) Künſtleriſche Darbietungen fallen nicht unter dieſe Vorſchrift. 


Börſenhandel. 
7 u 5 38. 

(i) Steuerfrei ſind die Umſätze von Getreide zwiſchen Mitgliedern der Danziger Börſe oder 
zwiſchen einem Mitglied der Danziger Börſe und einem im Ausland befindlichen Unternehmer, wenn 
folgende Vorausſetzungen erfüllt ſind: 

1. die der Lieferung zu Grunde liegenden Geſchäfte müſſen durch einen an der Danziger Börſe 
beſtellten vereidigten Makler vermittelt oder regiſtriert fein; 

2. die Lieferung muß im Großhandel (8 11) erfolgen; 

3. der Gegenſtand darf im Inland nicht bearbeitet oder verarbeitet worden ſein ($ 12). Die im 
$ 13 beſonders zugelaſſenen Bearbeitungen und Verarbeitungen ſchließen die Steuerfreiheit 
nicht aus; 

4. die vorſtehenden Vorausſetzungen müſſen im Inland buchmäßig ſowie durch einen von dem 
vermittelnden oder regiſtrierenden Makler ausgeſtellten Schlußſchein nachgewieſen ſein. 


638 


(2) Als Getreide in dieſem Sinne gelten alle Körnerfrüchte, die in einem landwirtſchaftlichen 
(nicht gärtneriſchen) Betrieb gewöhnlich angebaut oder verbraucht werden. 
(8) Zum buchmäßigen Nachweis hat der Unternehmer im Inland in deutſcher Sprache Bücher 
zu führen und in ihnen fortlaufend folgendes aufzuzeichnen: 
1. den Gegenſtand nach feiner handelsüblichen Bezeichnung und Menge; 
2. den Namen (die Firma) und den Wohnort (den Sitz) des Lieferers, von dem der Unter— 
nehmer den Gegenſtand bezogen hat; 
die Art einer vorgenommenen Bearbeitung oder Verarbeitung: 
den Tag und den Ort der Lieferung an den Abnehmer: 
den Namen (die Firma) und den Wohnort (den Sitz) des Abnehmers; 
das vereinnahmte Entgelt, bei Beſteuerung nach vereinbarten Entgelten (§ 14 des Geſetzes) 
das vereinbarte Entgelt; 
7. bei Beſteuerung nach vereinnahmten Entgelten den Tag der Vereinnahmung. 
Das Steueramt iſt berechtigt, im einzelnen Fall auf Antrag eines Unternehmers wegen beſonderer wirt⸗ 
ſchaftlicher Verhältniſſe die vorſtehenden Richtlinien ſinngemäß zu ändern, falls keine Bedenken gegen 
die ſteuerliche Zuverläſſigkeit des Unternehmers beſtehen. 


S 


Umſätze im Großhandel. 
§ 39. 

Der Leiter des Landesſteueramts wird ermächtigt, in wirtſchaftlich begründeten Fällen den erſten 
Umſatz von Waren Danziger Erzeugung im Großhandel ganz oder teilweiſe von der Umſatzſteuer 
freizuſtellen. Er macht im Staatsanzeiger die Waren bekannt, für deren Umſatz auf Antrag des Er- 
zeugers die Steuerbefreiung gewährt werden kann. f 


Zu 8 5 Abſatz 1 des Geſetzes. 
Entgelt. 
§ 40. 

(1) Zum Entgelt gehört alles, was der Empfänger einer Lieferung oder ſonſtigen Leiſtung auf⸗ 
wenden muß, um die Lieferung oder ſonſtige Leiſtung zu erhalten. Zum Entgelt gehört auch, was ein 
anderer als der Empfänger dem Unternehmer für die Lieferung oder ſonſtige Leiſtung gewährt. 

(2) Werden für eine Leiſtung Wechſel oder Schecke in Zahlung genommen, ſo gilt das Entgelt für 
die Leiſtung als vereinnahmt, wenn die Wechſel oder Schecke eingelöſt oder an einen anderen weiter- 
gegeben werden, und zwar in Höhe des bei der Einlöſung oder Weitergabe vereinnahmten Betrages. 


Umrechnung ausländiſcher Werte. 
8 41. 

(1) Ausländiſche Werte find auf Gulden nach dem Kurs umzurechnen, den der Finanzſenator als 
Durchſchnittskurs für den Monat feſtſetzt, in dem die Vereinnahmung oder bei der Beſteuerung nach 
vereinbarten Entgelten ($ 14 des Geſetzes) die Leiſtung erfolgt. 

(2) Das Steueramt kann zuverläſſigen Unternehmern auf Antrag die Umrechnung nach dem 
Tageskurs geſtatten, wenn die einzelnen Beträge durch Bankabrechnungen belegt werden. 


Sammelſendungen. 
§ 42. 

Bei Sammelſendungen von Saatgut, Futter-, Einjtreu- oder Düngemitteln find die im eigenen 
Namen handelnden Vertreter der Land- und Forſtwirte, für welche die Lieferungen beſtimmt find, be- 
fugt, der Berechnung der Steuer für ihre Lieferungen an die Land- und Forſtwirte nur die Vermitt⸗ 
lungsgebühr zugrunde zu legen, wenn ſich ihre Tätigkeit auf die Beſtellung und Ausſonderung aus der 
Sammelſendung an die bei der Beſtellung beteiligten Land- und Forſtwirte beſchränkt. 


Zu 8 5 Abſatz 2 des Geſetzes. 
Tauſch, tauſchähnliche Umſätze. 
§ 43. 
Im Sinn des $ 5 Abſ. 2 des Geſetzes liegt vor: 
1. ein Tauſch, wenn das Entgelt für eine Lieferung in einer Lieferung beiteht; 
2. ein tauſchähnlicher Umſatz, wenn das Entgelt für eine ſonſtige Leiſtung in einer Lieferung 
oder ſonſtigen Leiſtung beſteht. 
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Zu 85 Abſatz 4 des Geſetzes. 
Abzugsfähige Auslagen für die Beförderung und Verſicherung. 
8 44. 

(1) Der Unternehmer kann die Auslagen, die ihm dadurch entſtehen, daß er die Beförderung und 
Verſicherung des Gegenſtandes der Lieferung im eignen Namen einem anderen Unternehmer überträgt, 
ohne Rückſicht auf die Art der Errechnung des Preiſes von dem für die Lieferung vereinnahmten Ent⸗ 
gelt abziehen, ſoweit er die Auslagen bei der Abrechnung dem Abnehmer kenntlich macht. 

(2) Spediteure ($ 407 des Handelsgeſetzbuchs) können die Auslagen für die Beförderung und 
Verſicherung der Gegenſtände vom Entgelt für ihre Leiſtung abziehen, und zwar auch dann, wenn ſie 
ſie in ihrer Abrechnung nicht kenntlich machen. Dies gilt auch für die Fälle des $ 413 des Handelsgeſetz⸗ 
buchs (Vereinbarung feſter Übernahmeſätze und Sammelladungen). 


Zu 8 7 Abſatz 2 des Geſetzes. 
Ermäßigter Steuerſatz für die Landwirtſchaft. 
8 45. 

(1) Als landwirtſchaftlicher Betrieb iſt ein Betrieb anzuſehen, deſſen Hauptzweck auf die Land⸗ 
wirtſchaft gerichtet iſt. Als Landwirtſchaft gelten insbeſondere der Ader-, Garten-, Gemüſe⸗, Obſt⸗ und 
Weinbau, die Wiefen- und Weidewirtſchaft, die Fiſchzucht einſchließlich der Teichwirtſchaft und die 
Binnenfiſcherei. 0 

(2) Als landwirtſchaftliche Betriebe gelten auch Tierzuchtbetriebe, Viehmäſtereien, Abmelkſtälle, 
Geflügelfarmen und ähnliche Betriebe, wenn zur Tierzucht oder Tierhaltung überwiegend Erzeugniſſe 
verwendet werden, die im eigenen landwirtſchaftlichen Betrieb gewonnen ſind. 


Landwirtſchaftliche Nebenbetriebe. 


§ 46. 
(1) Zum landwirtſchaftlichen Betrieb im Sinn des $ 45 gehören auch die Nebenbetriebe, die dem 
landwirtſchaftlichen Betrieb zu dienen beſtimmt ſind. Sa. SE 


(2) Iſt der landwirtſchaftliche Betrieb im Sinn des $ 45 nach den Vorſchriften des Bewertungs⸗ 
geſetzes über das landwirtſchaftliche Vermögen bewertet worden, ſo gehören die Nebenbetriebe nur dann 
zum landwirtſchaftlichen Betrieb, wenn ſie bei der Einheitsbewertung zum landwirtſchaftlichen Betrieb ge- 
rechnet worden ſind. Ziegelei- und Getreidemühlenbetriebe gehören im Sinne dieſer Beſtimmungen nicht 
zum landwirtſchaftlichen Betrieb. 

Innerhalb eines landwirtſchaftlichen Betriebes erzeugte Gegenſtände. 
8 47. 

Als innerhalb eines landwirtſchaftlichen Betriebs erzeugt ſind die in einem landwirtſchaftlichen Be⸗ 
trieb (SS 45 und 46) hergeſtellten oder gewonnenen Gegenſtände und die darin gezüchteten oder ge— 
nutzten Tiere anzuſehen. 

Erzeuger landwirtſch aftlicher Gegenſtände. 
§ 48. 

Erzeuger von Gegenſtänden im Sinne des 8 7 Abſatz 2 des Geſetzes iſt der Unternehmer des 
landwirtſchaftlichen Betriebes (8 45). 

Vertrieb landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe. 
§ 49. 

Der Erzeuger kann den ermäßigten Steuerſatz für die Lieferungen der von ihm ſelbſt erzeugten 
Gegenſtände auch dann anwenden, wenn er den Gegenſtand nicht im Rahmen des landwirtſchaſtlichen 
Betriebes ſeines Unternehmens liefert. Vorausſetzung hierfür iſt jedoch, daß der gelieferte Gegenſtand 
nach der Verkehrsauffaſſung als landwirtſchaftliches Erzeugnis anzuſehen iſt. 


Zu § 8 des Geſetzes. 
Nicht buchführende landwirtſchaftliche, forſtwirtſchaftliche und gärtneriſche Unternehmer. 
§ 50. 
(i) Die Umſatzpauſchſätze find für jede Ertragswertklaſſe im Sinne des Bewertungsgeſetzes vom 
27. 12. 1934 (G. Bl. S. 887) in Form von Rahmenſätzen aufzuſtellen; ſie ſind für je einen Hektar der 
zu einem landwirtſchaftlichen Betrieb gehörenden Bodenfläche zu berechnen. 5 
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(2) Die auf Grund der Umſatzpauſchſätze ſich ergebenden Steuerbeträge ſind zuſammen mit der 
Einkommenſteuer zu entrichten. 


Wandergewer betreibende. 
§ 51. 


Wird nach Anordnung des Leiters des Landesiteueramts die Umſatzſteuer derjenigen Unter⸗ 
nehmer, die der Wandergewerbeſteuer unterliegen, in Pauſchbeträgen erhoben, ſo iſt die Pauſchſteuer 
bei Löſung des Wandergewerbeſcheines im voraus für die ganze Zeit der Geltungsdauer des Wander⸗ 
gewerbeſcheines zu entrichten. 


Marktbeſchicker. 
§ 52. 

Wird nach Anordnung des Leiters des Landesſteueramts die Umſatzſteuer derjenigen Unternehmer, 
deren Umſatzſteuerpflicht lediglich durch Verkauf von Erzeugniſſen auf einem öffentlichen Markt her⸗ 
beigeführt wird (Marktbeſchicker), in Pauſchbeträgen erhoben, ſo gilt folgendes: 

1. die Pauſchſätze find nach Tagen zu bemeſſen; 

2. die Zahlung der Pauſchſteuer hat an jedem Markttage zu erfolgen, an dem der Maritbe- 
ſchicker am Markt teilnimmt; 

3. die Teilnahme am Markt, insbeſondere die Zuweiſung eines Marktſtandes, iſt von der Markt⸗ 
verwaltung davon abhängig zu machen, daß zuvor die Pauſchſteuer entrichtet iſt und der 
Nachweis darüber erbracht wird. 


Zu 8 10 des Geſetzes. 
Steuerüberwälzung. 
§ 53. 

Eine offene Überwälzung der Steuer iſt nur zuläſſig, wenn als Entgelt geſetzlich bemeſſene Ge⸗ 
bühren angeſetzt werden. Solche ſind z. B. die Gebühren für Rechtsanwälte, Notare und Patent⸗ 
anwälte, die Gebühren für Bezirkshebammen, für Bezirksſchornſteinfeger und andere Gewerbetreibende, 
ſoweit ſie die geſetzlich vorgeſehenen Sätze anwenden. Markenpreiſe, d. h. Preiſe, die für beſtimmte 
Gegenſtände von behördlicher Seite oder durch Vereinbarung zwiſchen Herſteller oder Großhändler 
und Einzelhändler feſtgeſetzt ſind, berechtigen den Einzelhändler nicht, die Steuer neben dem Entgelt 
geſondert anzufordern. In den Fällen des Satzes 1 iſt die Steuer kein Teil des Entgelts und bleibt 
daher bei der Berechnung der Steuer außer Betracht. 


Zu S 12 des Geſetzes. 
Abſetzung zurückgewährter Entgelte. 
§ 54. 

(1) Hat der Anternehmer vereinnahmte Entgelte für ſteuerpflichtige Umſätze in demſelben Vor⸗ 
anmeldungszeitraum (§ 13 Abſatz 1 des Geſetzes), in dem er ſie vereinnahmt hat, zurückgewährt, ſo kann 
er ſie von dem Entgelt für ſteuerpflichtige Umſätze, die dem gleichen Steuerſatz unterliegen, abſetzen, 
ohne dies in der Voranmeldung anzugeben. Hat er vereinnahmte Entgelte für ſteuerpflichtige Umſätze 
in einem ſpäteren Voranmeldungszeitraum zurückgewährt, ſo hat er ſie in der Voranmeldung für 
dieſen Zeitraum abzuſetzen und dies kenntlich zu machen. Sind in dem Voranmeldungszeitraum keine 
Entgelte vereinnahmt worden, die dem gleichen Steuerſatz unterliegen wie die Umſätze, für die die 
Entgelte zurückgewährt worden ſind, ſo hat der Unternehmer nicht die Entgelte, ſondern von dem 
errechneten Steuerbetrag die Steuerbeträge abzuziehen, die für die zurückgewährten Entgelte nach der 
früheren Voranmeldung bereits zu entrichten waren. Das gleiche gilt, wenn ſich in der Zeit zwiſchen der 
Vereinnahmung und der Zurückgewährung der Entgelte der Steuerſatz, nach dem die Entgelte ver⸗ 
ſteuert worden ſind, geändert hat. 

(2) Bei der Beſteuerung nach vereinbarten Entgelten (§ 14 des Geſetzes) können bereits ver⸗ 
ſteuerte Entgelte von den Entgelten, die dem gleichen Steuerſatz unterliegen, abgeſetzt werden, ſobald 
feſtſteht, daß die verſteuerten Entgelte uneinbringlich geworden ſind. Abſatz 1 gilt entſprechend. 
Werden die Entgelte nachträglich vereinnahmt, ſo ſind ſie erneut zu verſteuern. 

(3) Die Abſätze 1 und 2 finden auf die Steuererklärung entſprechende Anwendung. Überſteigt der 
abzuſetzende Steuerbetrag die Steuerſchuld oder iſt eine Steuerſchuld nicht vorhanden, ſo iſt der Unter⸗ 
ſchiedsbetrag oder der Geſamtbetrag durch Aufrechnung oder Zurückzahlung auszugleichen. 


641 


Zu 8 13 Abſätze 1 und 2des Geſetzes. 
Voranmeldung, Kleinbetrag. 
§ 55. 

(1) Unternehmer mit erheblichen ſteuerpflichtigen Umſätzen im Sinn des § 13 Abſatz 1 des Ge⸗ 
ſetzes find ſolche Unternehmer, deren ſteuerpflichtiger Umſatz nach 8 1 Ziffern 1 und 2 des Geſetzes 
im letzten vorangegangenen Kalenderjahr 20000 G überſchritten hat. Hat der Unternehmer ſeine 
gewerbliche oder berufliche Tätigkeit nicht während des ganzen vorangegangenen Kalenderjahres aus⸗ 
geübt, fo iſt der ſteuerpflichtige Amſatz in einen Jahresumſatz umzurechnen. 

(2) Die Pflicht zur Abgabe einer Voranmeldung beſteht auch dann, wenn ein Unternehmer nur 
ſteuerfreie Umſätze ausführt oder feine Umſätze für ſteuerfrei hält. 

(3) Die Pflicht zur Abgabe einer Voranmeldung entfällt, wenn die Umſätze im Kalenderviertel⸗ 
jahr nicht mehr als fünfhundert Gulden betragen oder bei ſteuerfreien Umſätzen betragen würden, wenn 
dieſe ſteuerpflichtig wären. In dieſem Fall wird auch von der Feſtſetzung einer Vorauszahlung ($ 13 
Abſatz 2 Satz 3 des Geſetzes) abgeſehen. 

(4) Gibt der Unternehmer bis zum Ablauf der Voranmeldungsfriſt (8 13 Abſatz 1 des Geſetzes) 
eine Voranmeldung nicht ab, ſo kann das Steueramt entweder den ſteuerpflichtigen Umſatz ſchätzen und 
die Vorauszahlung feſtſetzen oder die Voranmeldung unter Friſtfeſtſetzung anfordern und erſt nach 
fruchtloſem Ablauf der Friſt die Vorauszahlung feſtſetzen. 

(5) Der Unternehmer hat die Voranmeldung nach einem Muſter abzugeben, das der Leiter des 
Landesſteueramts beſtimmt. Die Voranmeldung hat zu enthalten: 

1. den Geſamtbetrag der vereinnahmten Entgelte für die Umſätze im Sinn des § 1 Ziffer 1 des 
Geſetzes einſchließlich der Entgelte für ſteuerfreie Umſätze; 
2. den Geſamtwert des Eigenverbrauchs (8 5 Abſatz 1 Satz 3 des Geſetzes); 
3. die vereinnahmten Entgelte für ſteuerfreie Umſätze, getrennt nach den einzelnen Befreiungs⸗ 
vorſchriften; 
4. die vereinnahmten Entgelte für ſteuerpflichtige Umſätze, getrennt nach den verſchiedenen Steuer⸗ 
ſätzen; 
5. den Geſamtbetrag der nach 8 6 des Geſetzes bei ſteuerpflichtigen Umſätzen abzugsfähigen 
Auslagen und Koſten; 
6. im Fall des $ 12 des Geſetzes die zurückgewährten Entgelte für ſteuerpflichtige Umſätze, ge⸗ 
trennt nach den verſchiedenen Steuerſätzen, nach Maßgabe des $ 54. 
Im Fall des 8 14 des Geſetzes treten an die Stelle der vereinnahmten die vereinbarten Entgelte. 
Die Voranmeldung iſt von dem Unternehmer eigenhändig zu unterſchreiben. 
Zu 8 13 Abſatz 3 des Geſetzes. 
Steuererklärung, Kleinbetrag. 
§ 56. 

(1) Der Unternehmer hat nach Ablauf des Kalenderjahres eine Steuererklärung gemäß $ 163 
Abſatz 3 des Steuergrundgeſetzes abzugeben. Bei Einſtellung der gewerblichen oder beruflichen Tätig⸗ 
keit oder bei Abkürzung des Veranlagungszeitraums ($ 11 Abſatz 1 des Geſetzes) hat der Unter: 
nehmer binnen eines Monats eine Steuererklärung abzugeben. 

(2) Die Pflicht zur Abgabe einer Steuererklärung entfällt, wenn die Geſamtumſätze im ne, 
jahr einſchließlich der ſteuerfreien Umſätze nicht mehr als 2000 Gulden betragen. 

(3) Der Leiter des Landesſteueramts kann weiter von der ee zur Abgabe einer Steueretlü- 
rung befreien: 

1. Unternehmer, deren Umſätze einen Mindeſtbetrag nicht überſtiegen haben, wenn ſie laufend 
Voranmeldungen abgegeben haben und deren fachliche Richtigkeit nit zu beanſtanden iſt; 
2. beſtimmte Arten von Unternehmern. 

(4) Der Unternehmer hat die Steuererklärung nach einem Muſter abzugeben, das der Leiter des 
Landesſteueramts beſtimmt. 8 55 Abſatz 5 gilt entſprechend. Der Unternehmer kann die Gteuererflä- 
rung in einer Anlage erläutern. 


Veranlagung bei Kleinbeträgen. 
857. 

Im Falle des $ 56 Abſatz 2 findet eine Veranlagung nur dann ſtatt, wenn eine Steuererklärung 
eingereicht worden iſt, obwohl eine Pflicht zur Abgabe nicht beſtanden hat, oder wenn Voranmel⸗ 
dungen für den Veranlagungszeitraum vorliegen. Eine Steuer wird in dieſen Fällen nicht feſtgeſetzt. 
Entrichtete Vorauszahlungen werden durch Aufrechnung oder Zurückzahlung ausgeglichen. 
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Zu 8 13 Abſätze 1 bis 3 des Geſetzes. 
Voranmeldung (Steuererklärung) für Bankumſätze. 
§ 58. 

Von der geſonderten Angabe des Geſamtbetrages der vereinnahmten Entgelte und der Entgelte 
für ſteuerfreie und ſteuerpflichtige Bankumſätze in der Voranmeldung (Steuererklärung) ſind Banken 
und Bankiers befreit, die von den geſamten Proviſionen aus Bankumſätzen aller Art 8 vom Hundert 
der Steuer unterwerfen, wenn ſie die Geſamtſumme der Einnahmen aus Proviſionen und gleichzeitig 
die Gruppen von Proviſionsgewinnen angeben, aus denen ſich dieſe Summe zuſammenſetzt. Die Höhe 
der für dieſe einzelnen Gruppen vereinnahmten Entgelte iſt nicht anzugeben. Zu den Bankumſätzen 
gehören insbeſondere nicht die Umſätze aus Hilfsgeſchäften. N 


Zu 814 des Geſetzes. 
Beſteuerung nach vereinbarten Entgelten, Wechſel in der Beſteuerungsart. 
§ 59. 

(1) Will ein Unternehmer die Steuer nicht nach den vereinnahmten Entgelten (Iſteinnahme), 
ſondern nach den vereinbarten Entgelten für die bewirkten Umſätze ohne Rückſicht auf die Verein⸗ 
nahmung (Solleinnahme) berechnen, ſo hat er unter Darlegung der Gründe einen ſchriftlichen Antrag 
an das Steueramt zu ſtellen. 

(2) Hat der Unternehmer zunächſt nach der Iſteinnahme verſteuert, ſo iſt der Wechſel der Be⸗ 
ſteuerungsart nur unter der Auflage zu geſtatten, daß der Unternehmer die Entgelte, die für frühere 
Umſätze nachträglich eingehen, bei der Vereinnahmung verſteuert. 

(3) Der bergang von der Beſteuerungsart nach der Solleinnahme zu derjenigen nach der Iſt⸗ 
einnahme iſt nur unter der Auflage zu geſtatten, daß der Unternehmer die für ſpätere Umſätze bereits 
vereinnahmten Entgelte (3. B. Vorſchüſſe) in der nächſten Voranmeldung verſteuert. 

(4) In den Fällen der Abſätze 2 und 3 ſind die nachträglich zu verſteuernden Entgelte in der Vor⸗ 
anmeldung (Steuererklärung) beſonders aufzuführen. 


Zu 8 16 des Geſetzes. 
Vorausſetzungen für die Ausfuhrhändlervergütung. 


$ 60. 
(1) Die Ausfuhrhändlervergütung wird auf Antrag eines Unternehmers nach Maßgabe der Ab: 
ſätze 2 bis 4 gewährt. 
(2) Die Umſatzſteuer (8 1 Ziffer 1 des Geſetzes) wird vergütet, wenn jede der folgenden Voraus— 
ſetzungen vorliegt: 
1. der Antragſteller muß eine Ausfuhrlieferung ($ 15) bewirkt haben. 
Der Ausfuhrlieferung ſteht es gleich, wenn 
a) ein Gegenſtand vom Antragſteller ſelbſt oder durch feinen Beauftragten (3. B. Agenten, 
Spediteur, Frachtführer oder Verfrachter) zwecks gewerblicher Verwendung in ſeinem 
Unternehmen ($ 61) in das Ausland verbracht worden iſt oder 
b) ein Gegenſtand zur Verfügung des Antragſtellers zwecks gewerblicher Verwendung in 
ſeinem Unternehmen ($ 61) von ſeinem Lieferer oder in deſſen Auftrag von einem 
anderen in das Ausland verſendet worden iſt. Der Antragſteller darf in dieſem Fall 
nicht ein ausländiſcher Abnehmer (§ 16) und im Fall des $ 16 Abſatz 1 Ziffer 2 nicht 
der inländiſche Unternehmer der ausländiſchen Zweigniederlaſſung oder Organgeſellſchaft 
jein; 
2. der Antragſteller muß den Gegenſtand erworben haben. Die Lieferung an ihn muß ſteuer⸗ 
pflichtig geweſen ſein; 
3. der Gegenſtand darf vom Antragſteller nicht bearbeitet oder verarbeitet worden ſein (8 12); 
4. die vorſtehenden Vorausſetzungen müſſen im Inland in deutſcher Sprache buchmäßig nachge⸗ 
wieſen fein (8 63 Abſatz 5). 


Gewerbliche Verwendung. 
8 61. 

(1) Verbringen oder Verſendung zur gewerblichen Verwendung in dem Unternehmen des Antrag⸗ 
ſtellers ($ 60 Abſatz 2 Ziffer 1 Satz 2) iſt insbeſondere das Verbringen oder die Verſendung zum 
Verkauf (3. B. die Verſendung auf ein im Ausland bei einer Zweigniederlaſſung, einem Spediteur 
oder einem Agenten des Antragſtellers unterhaltenes Lager), das Verbringen oder die Verſendung 
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eines Gegenſtandes in das Ausland, um ihn dort in einem Betrieb des Antragſtellers für den Aus⸗ 
landsmarkt weiter zu bearbeiten oder verarbeiten, das Verbringen oder die Verſendung eines Gegen⸗ 
ſtandes zum Einbau in eine Geſamtanlage im Ausland und das Verbringen oder die Verſendung zum 
Gebrauch oder Verbrauch in einem ausländiſchen Betrieb des Antragſtellers (3. B. Werkzeugmaſchinen). 

(2) Die Ausfuhrhändlervergütung wird nicht gewährt, wenn der Gegenſtand zu anderen Zwecken 
als zur gewerblichen Verwendung in das Ausland verbracht oder verſendet worden iſt. Als Verbringen 
oder Verſendung zur gewerblichen Verwendung gilt es nicht, wenn Gegenſtände mit der Abſicht der 
Wiedereinfuhr zur Beförderung, Lagerung, Veredelung oder zum vorübergehenden Gebrauch in das 
Ausland verbracht oder verſendet werden (3. B. als Ausſtellungsgegenſtand, Muſter, Umſchließung, 
Beförderungsmittel, Handwerkszeug oder Reiſegut). 

(3) Die Ausfuhrhändlervergütung wird auch nicht gewährt, wenn Gegenſtände in dar Ausland 
zurückgebracht werden, die vorher mit der Abſicht der Wiederausfuhr zu den im Abſatz 2 genannten 
Zwecken in das Inland eingeführt waren. 


Berechnung der Ausfuhrhändlervergütung. 
§ 62. 

(1) Die Vergütung der Umſatzſteuer (§ 60 Abſatz 2) wird bemeſſen: 

1. im Fall der Ausfuhrlieferung (8 60 Abſatz 2 Ziffer 1 Satz 1) nach dem Entgelt (8 40 
Abſatz 1), das der Antragſteller für die Ausfuhrlieferung vereinnahmt (vereinbart) hat. 
Von dem Entgelt ſind die Koſten für die Beförderung und Verſicherung des Gegenſtandes 
und der ausländiſchen Zölle und Einfuhrabgaben abzuſetzen ohne Rückſicht darauf, ob der 
Antragſteller dieſe Beträge geſondert in Rechnung geſtellt hat oder nicht, und ob der Antrag— 
ſteller oder in ſeinem Auftrag ein anderer Unternehmer die Beförderung ausgeführt hat; 

2. im Fall des Verbringens oder der Verſendung in das Ausland (§ 60 Abſatz 2 Ziffer 1 
Satz 2): 

a) nach dem Einkaufspreis, falls der Gegenſtand vom Antragſteller erworben und ohne Be— 
arbeitung oder Verarbeitung in das Ausland verbracht oder zu ſeiner Verfügung ver⸗ 
ſendet worden iſt. 8 12 findet entſprechende Anwendung; 

b) im übrigen nach dem Wert des Gegenſtandes, der im Inland an Ort und zur Zeit des 
Verbringens oder der Verſendung für einen Gegenſtand gleicher oder ähnlicher Art von 
Wiederverkäufern gezahlt zu werden pflegt. Falls beim Verbringen ein Wert ermittelt 
wird (3. B. bei der Laſtſchrift in der inländiſchen Buchführung des Antragſtellers), jo 
iſt dieſer Wert zugrunde zu legen. 

(2) Ausländiſche Werte ſind auf Gulden umzu rechnen (8 41). Dabei iſt maßgebend der Durch— 
ſchnittskurs, der 

1. bei der Ausfuhrlieferung für den Monat der Vereinnahmung des Entgelts (bei Vergütung 
nach vereinbarten Entgelten für den Monat der Ausfuhrlieferung), 

2. beim Verbringen oder bei der Verſendung in das Ausland für den Monat des Verbringens 
oder der Verſendung 

feſtgeſetzt worden iſt. § 41 Abſatz 2 findet Anwendung. 

(3) Die Vergütung der Umſatzſteuer wird im Fall des Abſatzes 1 Ziffer 1 von 90 vom Hundert 
des Entgelts, in den Fällen des Abſatzes 1 Ziffer 2 und des Abſatzes 2 vom vollen Einkaufspreis oder 
Wert (Abſatz 1 Ziffer 2a und b) nach dem Steuerſatz berechnet, der nach § 7 des Geſetzes 

1. bei der Ausfuhrlieferung im Zeitpunkt der Vereinnahmung des Entgelts (bei Vergütung nach 
vereinbarten Entgelten im Zeitpunkt der Lieferung), 

2. beim Verbringen oder bei der Verſendung in das Ausland im Zeitpunkt des Verbringens 
oder der Verſendung 

gegolten hat (Vergütungsſatz). 


Antrag für die Ausfuhrhändlervergütung. 
8 63, 

(1) Der Antrag kann im Fall der Ausfuhrlieferung nach Wahl des Antragſtellers entweder nach 
den im Vergütungszeitraum (Abſatz 2) für die Ausfuhrlieferungen vereinnahmten Entgelten (Iſt⸗Be⸗ 
trägen) oder nach den vereinbarten Entgelten für die Ausfuhrlieferungen in dieſem Zeitraum (Soll⸗ 
Beträgen) ohne Rückſicht darauf geſtellt werden, ob der Antragſteller ſeine Umſätze nach den verein- 
nahmten oder nach den vereinbarten Entgelten verſteuert (SS 5 und 14 des Geſetzes). Die gewählte 
Art der Antragſtellung darf nur mit Zuſtimmung des Steueramts geändert werden. 
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(2) Der Antrag iſt binnen einer Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten nach Schluß desjenigen Ka⸗ 
bende a zu ſtellen, in dent 
1. im Fall der Ausfuhrlieferung ($ 60 Abſatz 2 Ziffer 1 Satz 1): 
a) bei Vergütung nach den Iſt-Beträgen: die Entgelte, für die Ausfuhrlieferungen verein 
nahmt worden ſind, 
b) bei Vergütung nach den Soll-Beträgeh: die Ausfuhrlieferungen bewirkt worden find; 
2. im Fall des Verbringens oder der Verſendung in das Ausland ($ 60 Abſatz 2 Ziffer 1 
Satz 2): die Gegenſtände in das Ausland verbracht oder verſendet worden ſind. 
Das Steueramt kann dem Antragſteller geſtatten, ſtatt des Kalendervierteljahres einen Kalender⸗ 
monat zu wählen. In dieſem Fall beginnt die Ausſchlußfriſt am Ende des Kalendermonats. Der 
Vergütungszeitraum darf nur mit Zuſtimmung des Steueramts gewechſelt werden. 

(3) Der Antragſteller hat im Antrag nach einem Muſter, das der Leiter des Landesſteueramts 
beſtimmt, anzugeben: 

1. daß Ausfuhrlieferungen vorliegen oder daß die Gegenſtände zur gewerblichen Verwendung 
im Unternehmen des Antragſtellers in das Ausland verbracht oder zu ſeiner Verfügung in 
das Ausland verſendet worden find (§ 60 Abſatz 2 Ziffer 1); 

2. die Bemeſſungsgrundlagen $ 62 und den Abſätzen 1 und 2 gemäß; 

3. falls es ſich um Gegenſtände handelt, die innerhalb eines landwirtſchaftlichen Betriebes erzeugt 
ſind, von wem die Gegenſtände geliefert ſind; 

4. falls der Antragſteller die Gegenſtände im Inland erworben hatte, daß die Lieferung an 
ihn ſteuerpflichtig geweſen iſt; 

5. daß eine Bearbeitung oder Verarbeitung nicht vorgenommen worden iſt. 

(4) Gelangen Gegenſtände, für die der Antragſteller eine Vergütung beantragt und erhalten hat, 
in das Inland zu ſeiner Verfügung zurück, ſo hat er die erhaltene Vergütung im nächſten Ver⸗ 
gütungsantrag zur Abſetzung anzugeben oder, wenn ein ſolcher nicht binnen ſechs Monaten zu ſtellen 
iſt, innerhalb dieſer Friſt unter Angabe der Gründe an das Steueramt zurückzuzahlen. 

(5) Der Antragſteller hat im Inland in deutſcher Sprache Bücher zu führen und in ihnen die 
im Abſatz 3 genannten Angaben fortlaufend aufzuzeichnen. Für den Antrag genügt es, wenn er 
darin auf dieſe Bücher hinweiſt. Die Befugnis der Steuerämter zu weiteren Ermittelungen bleibt vor- 
behalten. Ergeben ſich die hiernach erforderlichen Nachweiſe nicht aus den Büchern des Antragſtellers, 
ſo iſt der Antrag abzuweiſen. 

(6) Stellt das Steueramt nach der Feſtſetzung und Zahlung der Vergütung feſt, daß die Vor⸗ 
ausſetzungen für die Bewilligung der Vergütung nicht vorliegen, ſo hat der Antragſteller auf An⸗ 
forderung die Vergütung zurückzuzahlen. 

Zur Aufzeichnungspflicht. 
Rechtsanwälte. 
8 64. 

(1) Die Rechtsanwälte find nicht befugt, ſtatt der laufend vereinnahmten Entgelte diejenigen 
Entgelte der Verſteuerung zugrunde zu legen, die ſich aus ihren Büchern nach der Schlußabrechnung 
jeder einzelnen Sache ergeben. 

(2) Zur Abgeltung der zahlreichen kleinen Beträge an durchlaufenden Poſten ($ 5 Abſatz 3 des 
Geſetzes), insbeſondere der Zuſtellungs- und Stempelkoſten, dürfen die Rechtsanwälte einen Pauſchal⸗ 
abzug von 5 vom Hundert der geſamten vereinnahmten Beträge nach Abzug ſolcher Beträge an durd- 
laufenden Poſten, wie Streit- oder Vergleichsſummen und Hypothekengelder, vornehmen. 


Notare. 
§ 65. 

(1) Die Steuerpflicht der Notare beſchränkt ſich auf diejenigen Leiſtungen, die nicht ein Ausfluß 
ihrer öffentlich-rechtlichen Tätigkeit find. Steuerpflichtig find daher z. B. die Erteilung von Rat und 
Auskunft, die Anfertigung von Gutachten, die Entwürfe von Urkunden, die Teſtamentsvollſtreckungen, 
ſoweit dieſe Leiſtungen nicht ein Teil der Beurkundungstätigkeit der Notare ſind. Steuerfrei ſind da⸗ 
gegen z. B. die Beurkundungen und Beglaubigungen, die Erteilung vollſtreckbarer Ausfertigungen 
notarieller Urkunden, die Hinterlegung und Auszahlung von Geldern, die Stellung von Anträgen an 
Gerichte und andere Behörden auf Grund der von den Notaren ſelbſt vorgenommenen Beurkun⸗ 
dungen, die Einlegung von Beſchwerden und weiteren Beſchwerden in Sachen, in denen die Notare 
Anträge bei dem Gericht erſter Inſtanz geſtellt haben, die Tätigkeit des Notars als Verwahrers von 
Aktien zur Beteiligung an Generalverſammlungen (§ 255 Abſatz 2 des Handelsgeſetzbuches). Die Auf⸗ 
zeichnungspflicht 88 156 ff. des Steuergrundgeſetzes gemäß bleibt unberührt. 
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(2) Die Notare, die die Entgelte für ſteuerpflichtige Leiſtungen nicht getrennt von den Entgelten 
für diejenigen Leiſtungen, die ein Ausfluß ihrer öffentlich-rechtlichen Tätigkeit ſind, aufzeichnen, können 
einen Pauſchalbetrag von 15 vom Hundert der Entgelte aus der geſamten notariellen Tätigkeit (ohne 
die durchlaufenden Poſten) verſteuern. 

(3) Die Vorſchriften der Abſätze 1 und 2 und des 8 64 finden auf Rechtsanwälte, die gleich- 
zeitig Notare ſind, entſprechende Anwendung, wenn ſie in ihren Büchern und in ihren Voranmeldungen 
(Steuererklärungen) die Entgelte aus anwaltlicher und notarieller Tätigkeit getrennt aufführen. 


Zu 8 17 des Geſetzes und $ 77a des Steuergrundgeſetzes. 
Straßenhandel. 
§ 66. 

(1) Ein Unternehmer, der ohne Begründung einer gewerblichen Niederlaſſung im Inland Um⸗ 
ſätze ausführt, oder ein Unternehmer, der außerhalb ſeiner gewerblichen Niederlaſſung von Haus 
zu Haus oder auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder an anderen öffentlichen Orten 66. B. 
auf einem der Öffentlichkeit zugänglichen Privatgrundftüd) Umſätze ausführt (Straßenhandel betreibt), 
hat ein Steuerheft zu führen. 

(2) Das Steuerheft wird auf Antrag vom Steueramt ausgefertigt. 

(3) Ein Unternehmer, der Straßenhandel betreibt, ohne im Beſitz eines ordnungsmäßigen Steuer- 
hefts zu ſein, iſt $ 383 des Steuergrundgeſetzes gemäß ſtrafbar. 

(4) Das Steueramt kann verlangen und die Ausfertigung des Steuerheftes davon abhängig 
machen, daß der Unternehmer § 77 a des Steuergrundgeſetzes gemäß den Eingang der Steuer durch 
Anzahlung ſicherſtellt. 

$ 67. 

Soweit der Wareneingang ordnungsmäßig im Steuerheft verzeichnet wird, bedarf es der durch 
Verordnung über die Führung eines Wareneingangsbuches vom 18. 10. 1935 (G. Bl. S. 1045) 
vorgeſchriebenen Führung des Wareneingangsbuches nicht. 

8 68. 

Das Steueramt kann Unternehmer von der Verpflichtung, ein Umſatzſteuerheft zu führen, befreien, 

insbeſondere wenn dieſe Bücher nach kaufmänniſchen Grundſätzen ordnungsmäßig führen. 
§ 69. 

Das Steueramt kann die Führung eines Steuerheftes auch von einem Unternehmer verlangen, 
der Gegenſtände von Haus zu Haus oder auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder an anderen 
öffentlichen Orten einkauft oder durch Angeſtellte einkaufen läßt. 

8 70. 

(1) Ein Unternehmer der im $ 66 Abſatz 1 bezeichneten Art, der an einem Jahr- oder Wochen⸗ 
markt in den Grenzen der Marktordnung teilnimmt, hat ſich die Teilnahme am Markt vor deſſen 
Beginn durch die Marktverwaltung im Steuerheft beſcheinigen zu laſſen. 

(2) Die Teilnahme am Markt, insbeſondere die Zuweiſung eines Marktſtandes, iſt von der 
Marktverwaltung davon abhängig zu machen, daß das Umſatzſteuerheft vorgelegt und die Sicherſtel⸗ 
lung der Umſatzſteuer durch Anzahlung nachgewieſen wird. 

§ 71. 

(1) Das Steueramt ſetzt die Höhe der Anzahlung unter Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe des Unternehmers feſt. Die Anzahlung iſt ſo zu bemeſſen, daß Nachzahlungen nach Möglichkeit 
vermieden werden. 

(2) Die Anzahlung iſt erſtmals vor Beginn der gewerblichen Tätigkeit für den erſten Voran⸗ 
meldungszeitraum, im übrigen bei Beginn jedes weiteren Voranmeldungszeitraums zu leiſten. 

(3) Das Steueramt beſtätigt dem Unternehmer den Empfang der Anzahlung in dem Steuerheft. 

$ 72. 

Die Beſtimmungen über die Ausfertigung und Führung des Steuerheftes, über die Erteilung 
von Beſcheinigungen auf Befreiung $ 68 gemäß, über die Voranmeldungspflicht, über den Veranla⸗ 
gungszeitraum und über die Abrechnung nach Ablauf des Veranlagungszeitraumes trifft der Leiter 
des Landesſteueramts. 

Gebrauch fremder Sprachen. 
§ 73. 

Soweit in den vorſtehenden Beſtimmungen Anordnungen über den Gebrauch der deutſchen Sprache 

in der Buchführung getroffen ſind, bleiben die Vereinbarungen mit anderen Staaten unberührt über 
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den Gebrauch einer fremden Sprache im Wirtſchaftsverkehr und im Verkehr mit den Danziger Be- 
hörden. f 


Zu 8 19 des Geſetzes. 
Abergangsvorſchriften. 
$ 74. 
(1) Dieſe Durchführungsbeſtimmungen treten am 1. Januar 1938 in Kraft. 
(2) Das vor dem 1. Januar 1938 geltende Recht iſt noch anzuwenden, wenn 
a) im Falle der Beſteuerung nach den vereinnahmten Entgelten die Vereinnahmung des Ent⸗ 
gelts, 
b) im Falle der Beſteuerung nach den Entgelten für die bewirkten Leiſtungen, die Lieferung 
oder ſonſtige Leiſtung vor dieſem Zeitpunkt erfolgt iſt. 


Maßgebend iſt die Beſteuerungsart, die für den Unternehmer am 1. Juli 1937 galt. 


9) 


Danzig, den 24. Dezember 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Huth. Dr. Hoppenrath. 


Anlage 1 


(zu § 9 Abſ. 1 Ziff. 1) 
Freiliſte 2 
(Waren der verlängerten Einfuhr). 
Armaturen 
Beleuchtungskörper 
Brennmaterialien 
Chemiſche und pharmazeutiſche Erzeugniſſe und Präparate, mit Ausnahme von Toiletten- und 
Kernſeifen 
Drogen 
Düngemittel 
Fayencen und Steingut 
Fenſterleder 
Fernſprechapparate 


10) Futtermittel 


11) 
12) 


Getreide und Hülſenfrüchte 

Gummi und Gummiwaren, mit Ausnahme von Gummiband, Gummiabſätzen, Gummilederplatten, 
Gummilöſung, Falzdoſengummi, techniſche Gummiartikel, Vollgummibereifungen, Protektorgummi, 
Gummiwalzen, Gummiplatten mit klebfertiger Rückſeite (Nodengummi), flüſſiger Gummi zum Ab⸗ 
dichten von Konſervendoſen, Gummigriffe, Gummipedale, Lenkſtangenbezüge 

Handfeuerlöſcher 

Holz 

Hüttenerzeugniſſe und Eiſenwaren 

Inſtallationsmaterial ohne Rohrſchellen 

Kleiderſtoffe, Wollitoffe, mit Ausnahme von Uniformſtoffen, Unterwäſche aus Leinen, Seide und 
Halbſeide 

Kurzwaren 

Lebensmittel und Kolonialwaren, mit Ausnahme von Margarine, Schokolade, Mehl, Fleiſch⸗, 
Fiſch⸗, Gemüſe⸗ und Obſtkonſerven 

Leitungsmaterial 

Maſchinen und Apparate nebſt Zubehör- und Erſatzteilen 

Obſt⸗ und Südfrüchte 

Ole und Fette, mineraliſche, pflanzliche, tieriſche, mit Ausnahme von Margarine 

Papier und Pappe 

Pinſel⸗ und Borſtenwaren 

Porzellan jeder Art 

Schwämme und Korken 

Traktoren, Anhänger ſowie Erſatz- und Zubehörteile 

Viskoſe⸗Erzeugniſſe 

Weine. 


1% 
18. 


19, 
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Anlage 2 


(u $ 13) 
Verzeichnis 
der beſonders zugelaſſenen Bearbeitungen und Verarbeitungen nach der Einfuhr. 


Die Steuerfreiheit SS 9 und 10 gemäß wird nicht ausgeſchloſſen, wenn: 


Borſten, Borſtenerſatzſtoffe aus Horn, Piaſſava, Grenelle, Lufa, Fiber, Eſpartogras, Zakaton 


oder ähnliche Faſerſtoffe, getrocknete Teile exotiſcher Pflanzen aller Art oder Haare aller Art 
ſortiert, gewaſchen, gebleicht oder zugerichtet werden, 


. Därme entſalzen und getrocknet werden, 


Drogen oder Gewürze zu handelsüblicher Ware zerkleinert, geſchnitten, gemahlen oder pulveriſiert 
werden, 

Erze aufbereitet werden. Bei Erzen ſowie Raffinier- und Verhüttungsmaterialien gilt, ſoweit 
und ſolange deren metalliſche Endprodukte bei ihrer Einfuhr zollfrei ſind, z. B. Blei, Kupfer, 
Zink, Zinn auch Verhüttung, Raffinierung und Elektrolyſierung nicht als Bearbeitung oder Ver⸗ 
arbeitung. Die Verhüttung von Vanadinerzen zu Ferrovanadium gilt auch dann nicht als Be- 
arbeitung oder Verarbeitung, wenn das gewonnene Ferrovanadium einen Eiſengehalt von über 
50 v. H. hat und daher bei unmittelbarer Einfuhr zollpflichtig wäre, 


Fiſchabfälle zur Herſtellung von Fiſchmehl ſteriliſiert, getrocknet oder gemahlen werden, 
eingeführtes Fiſchmehl oder innerhalb der verlängerten Einfuhr aus eingeführten Abfällen nach 


Nr. 5 gewonnenes Fiſchmehl untereinander gemiſcht werden, 


Fleiſch oder Fiſche durch Pökeln, Trockenſalzen, Räuchern, Marinieren, Kurantſchneiden (ſchlechte 


Spitzen und Ecken ausſchneiden) oder Gefrieren behandelt oder Fiſche getrocknet werden. 

Als marinierte Fiſche im Sinne dieſer Beſtimmung ſind ſolche Fiſchzubereitungen anzuſehen, 
die entweder durch Salz in oder ohne Verbindung mit Gewürzen (Anchovis, Appetitſild, Gabel⸗ 
biſſen ufw.) oder durch Salz in Verbindung mit Eſſig und Gewürzen (Bismarckheringe, Rell- 
möpſe, Delikateßheringe, ruſſiſche Sardinen uſw.) oder durch Braten (Bratheringe, Bratihell- 
fiſche, Fiſchkotelette uſw.) oder durch Kochen (Heringe oder andere Fiſche in Gelee) in Verbindung 
mit Eſſig und Gewürzen zum Genuſſe fertiggeſtellt ſind, 


. Gerſte und Haferkleie miteinander gemiſcht werden, 


Gerſte zu Graupen, Grütze, Gerſtenfutter verarbeitet wird, 


Getreide zuſammengeſchüttet oder gemiſcht wird, ſofern dadurch die Marktgängigkeit der Waren 


nicht geändert wird, 


. Hafer geſchält, gedörrt, gewalzt, geſchnitten oder gemahlen wird, 
Hafer Gerſte, Hirſe, Mais und Hülſenfrüchte zu Futtermitteln geſchrotet, untereinander, mit aus⸗ 


ländiſchem Fiſchmehl oder Fleiſchmehl zur Herſtellung von Futtermitteln gemiſcht werden, 


Hanf gehechelt wird, 
Hartweizen zu Hartgrieß verarbeitet wird, 
Heringe geſalzen werden, 


Holz in der Längs- oder Querrichtung geſchnitten, mit der Axt oder Säge bearbeitet, zu Furnieren 
geſchnitten oder gehobelt, geſpundet oder gekehlt wird oder wenn Holzmaſten (Telegraphenſtangen, 
Licht⸗ und Leitungsmaſten) geſchält und zyaniſiert (konſerviert) oder wenn Eiſenbahnſchwellen aus 
Holz getränkt werden, 

Kaffee geſchält oder geröſtet wird, 

Mineralöle gereinigt, gemiſcht, deſtilliert oder raffiniert werden; als Miſchung gilt auch die 
Miſchung mit fetten Olen und verſeiften Produkten, ſofern hierbei der Anteil des Mineralöls 
mehr als 50 v. H. beträgt. 

Wird ausländiſches Mineralöl mit inländiſchem Mineralöl gemiſcht, ſo bleibt beim Umſatz des 
Miſchungserzeugniſſes derjenige Teil des vereinnahmten (bei Verſteuerung nach Lieferungen: in 
Rechnung geſtellt) Entgelts umſatzſteuerfrei, der dem Verhältnis der im Voranmeldungsabſchnitt 
(Veranlagungsabſchnitt) vermiſchten ausländiſchen Mineralölmenge zu der geſamten Menge des 
im gleichen Zeitraum zur Miſchung verwendeten Mineralöls entſpricht. Die Umſatzſteuerfreiheit 
kann für den ausländiſchen Beſtandteil nur in Anſpruch genommen werden, wenn in der Um⸗ 
ſatzſteuervoranmeldung (Umſatzſteuererklärung) die im Voranmeldungsabſchnitt (Veranlagungsab⸗ 
ſchnitt) zur Miſchung verwendete Menge ausländiſchen Mineralöls und die Geſamtmenge ver- 
miſchten Mineralöls angegeben wird. 

Nußkerne (3. B. Haſelnußkerne, Aprikoſenkerne, Erdnußkerne, Cashewkerne, Mandeln, Kokosnüſſe), 
getrocknet, gereinigt, geſchält und unter Zuſatz von aromatiſchen Stoffen zerkleinert werden, 
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20. tieriſche Ole oder Fette verarbeitet werden, vorausgeſetzt, daß dieſe Verarbeitung nicht über eine 
Veredelung (Spaltung, Miſchung, Raffination, Härtung, Kochen, Bleichen oder Deſodoriſierung), 
ſowie über die Gewinnung von Fettſäuren hinausgeht, 

21. Olkuchen vermahlen werden, 

22. Olſaaten und Olfrüchte geſchlagen (gepreßt, extrahiert) werden, und zwar auch dann, wenn die ge— 
wonnenen Erzeugniſſe vor dem erſten Umſatz weiter verarbeitet werden, vorausgeſetzt, daß dieſe 
Verarbeitung nicht über eine Veredelung (Spaltung, Miſchung, Raffination, Härtung, Kochen, 
Bleichung, Deſodoriſierung), ſowie über das Mahlen von Kuchen und die Gewinnung von Fett⸗ 
ſäuren hinausgeht, 

23. Reis geſchält, gebrochen, poliert oder glaſiert oder zu Reisgries oder Reismehl leinſchl. Reis⸗ 
futtermehl verarbeitet wird, 

24. Rohzucker oder Melaſſe zu Verbrauchszucker verarbeitet wird. Soweit der Verarbeitungsvorgang 
von der Verarbeitung inländiſchen Nohzuders oder inländiſcher Melaſſe techniſch nicht vollſtändig 
getrennt werden kann, iſt die umſatzſteuerfrei bleibende Menge Verbrauchszuckers aus der ver— 
arbeiteten Menge ausländiſchen Rohzuckers (ausländiſcher Melaſſe) unter Zugrundelegung eines 
Ausbeuteſatzes von 90 v. H. für Rohzucker und von 37 v. H. für Melaſſe zu berechnen, 

25. Rüböl, Leinöl, Sojaöl oder Palmöl, das durch einen nach 8 4 Umſatzſteuergeſetz befreiten Umſatz 
bezogen iſt, verarbeitet wird, vorausgeſetzt, daß dieſe Verarbeitung nicht über eine Veredelung 
(Spaltung, Miſchung, Raffination, Härtung, Kochen, Bleichen oder Deſodoriſierung) ſowie über 
die Gewinnung von Fettſäuren hinausgeht, f 

26. Schellack oder feine Vorprodukte (Rohſchellack, z. B. Stodlad, Körnerlack, Kirielack) gereinigt 
oder gereinigt und gebleicht werden. 

27. Weitere Be- oder Verarbeitungsvorgänge nach der Einfuhr kann der Finanzſenator in einzelnen 
Fällen auf Antrag nach Anhörung der Induſtrie- und Handelskammer als unſchädlich für die 
Umſatzſteuerfreiheit im Sinne des § 13 zulaſſen. 


207 Verordnung 
betreffend Einführung eines neuen Gewerbeſteuergeſetzes. 
Vom 24. Dezember 1937. 


Gemäß 8 1 Ziffer 53 e und $ 2b und d des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und dem die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängernden 
Geſetz vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


1 
Das Gewerbeſteuergeſetz vom 31. Dezember 1931 (G. Bl. 1932 S. 70) in der z. Zt. geltenden 
Faſſung erhält folgenden Wortlaut: 
Gewerbeſteuergeſetz. 
(Gew. St. G.) 
Abſchnittl. 
Allgemeines. 
ST: 
Steuergegenſtand. 

(1) Der Gewerbeſteuer unterliegt jeder ſtehende Gewerbebetrieb, ſoweit er im Inland betrieben 
wird. Unter Gewerbebetrieb iſt ein gewerbliches Unternehmen im Sinne des Einkommenſteuergeſetzes 
zu verſtehen. Im Inland betrieben wird ein Gewerbebetrieb, ſoweit für ihn im Inland oder auf 
einem in einem inländiſchen Schiffsregiſter eingetragenen Kauffahrteiſchiff eine Betriebsſtätte unter- 
halten wird. 

(2) Als Gewerbebetrieb gilt ſtets und in vollem Umfange die Tätigkeit 

1. der Offenen Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften und anderer Geſellſchaften, bei 
denen die Geſellſchafter als Unternehmer (Mitunternehmer) des Gewerbebetriebes anzuſehen 
ſind; 

2. der Kapitalgeſellſchaften (Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Gefell- 
ſchaften mit beſchränkter Haftung), der Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften und der Ver⸗ 
ſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit. Iſt ein ſolches Unternehmen dem Willen eines anderen 
inländiſchen Unternehmens derart untergeordnet, daß es keinen eigenen Willen hat, fo gilt 


es als Betriebsſtätte dieſes Unternehmens. * 
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(3) Als Gewerbebetrieb gilt auch die Tätigkeit der ſonſtigen juriſtiſchen Perſonen des privaten 
Rechts und der nicht rechtsfähigen Vereine, ſoweit ſie einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb (ausge⸗ 
nommen Land- und Forſtwirtſchaft) unterhalten. 
8 2. 
Befreiungen. 
Von der Gewerbeſteuer ſind befreit: 

1. die Freie Stadt Danzig, ihre Gemeinden und Gemeindeverbände; 

2. die Bank von Danzig und die Staatsbank; 

3. die öffentlichen oder unter Staatsaufſicht ſtehenden Sparkaſſen, ſoweit fie der Pflege des 
eigentlichen Sparverkehrs dienen; 

4. Unternehmen, die nach der Satzung, Stiftung oder ſonſtigen Verfaſſung und nach ihrer tat⸗ 
ſächlichen Geſchäftsführung ausſchließlich und unmittelbar kirchlichen, gemeinnützigen oder mild⸗ 
tätigen Zwecken dienen. Unterhalten ſie einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb (ausgenommen 
Land und Forſtwirtſchaft), der über den Rahmen einer Vermögensverwaltung hinausgeht, 
jo find die inſoweit ſteuerpflichtig; 

5. Hochſee- und Küſtenfiſcherei, wenn ſie mit weniger als 7 im Jahresdurchſchnitt beſchäftigten 
Arbeitnehmern oder mit Schiffen betrieben wird, die eine eigene Triebkraft von weniger 
als 100 Pferdekräften haben; 

6. Vereinigungen, die die gemeinſchaftliche Benutzung land- und forſtwirtſchaftlicher Betriebsein⸗ 
richtungen oder Betriebsgegenſtände oder die Bearbeitung oder Verwertung der von den 
Mitgliedern ſelbſt gewonnenen land- und forſtwirtſchaftlichen Erzeugniſſe zum Gegenſtand 
haben (3. B. Dreſch⸗, Molkerei⸗, Pflug⸗, Viehverwertungs⸗, Wald⸗, Zuchtgenoſſenſchaften, 
Maldbauvereine), ſoweit die Bearbeitung oder Verwertung im Bereich der Land- und Forſt⸗ 

wirtſchaft liegt. 


. | 8 3. 
Steuerſchuldner. 

(1) Steuerſchuldner iſt der Unternehmer. Als Unternehmer gilt der, für deſſen Rechnung das 
Gewerbe betrieben wird. Wird das Gewerbe für Rechnung mehrerer Perſonen betrieben, ſo ſind dieſe 
Geſamtſchuldner. 

(2) Im Falle eines Wechſels in der Perſon des Unternehmens iſt Steuerſchuldner bis zum Ende 
des Kalendervierteljahres, in dem der Wechſel eintritt, der bisherige Unternehmer, vom Beginn 8 
folgenden Kalendervierteljahres ab der neue Unternehmer. 


8 4. 
Beſteuerungsgrundlagen. 

Beſteuerungsgrundlagen für die Gewerbeſteuer ſind entweder der Gewerbeertrag oder der Umfang 

des Gewerbebetriebs. 
Abſchnitt ll. 
Gewerbeitener nach dem Gewerbeertrag. 
8 
Begriff des Gewerbeertrages. 

Gewerbeertrag iſt der Gewinn aus dem Gewerbebetrieb, der nach den Vorſchriften des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes oder des Körperſchaftſteuergeſetzes zu ermitteln iſt, vermehrt und vermindert um die 
in den 88 6 und 7 bezeichneten Beträge. 

8 6. 
Hinzurechnungen. 

Dem Gewinn aus Gewerbebetrieb (§ 5) werden folgende Beträge wieder hinzugerechnet, ſoweit 
ſie bei der Ermittlung des Gewinns abgeſetzt ſind: 

1. Zinſen für Schulden, die wirtſchaftlich mit der Gründung oder dem Erwerb des Betriebs 
(Teilbetriebs) oder eines Anteils am Betrieb oder mit einer Erweiterung oder Verbeſſerung 
des Betriebs zuſammenhängen oder der nicht nur vorübergehenden Verſtärkung des Be— 
triebskapitals dienen; 

2. Renten und dauernde Laſten, die wirtſchaftlich mit der Gründung oder dem Erwerb des 
Betriebs (Teilbetriebs) oder eines Anteils am Betrieb zuſammenhängen. Das gilt nicht, wenn 
dieſe Beträge beim Empfänger zur Gewerbeſteuer heranzuziehen ſind; 

3. die Gewinnanteile des ſtillen Geſellſchafters, ſowie Gehälter und ſonſtige Vergütungen jeder 
Art, die für eine Beſchäftigung des ſtillen Geſellſchafters oder ſeines Ehegatten im Betrieb 
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gewährt worden find. Das gilt nicht, wenn dieſe Beträge beim Empfänger zur Gewerbe— 
ſteuer heranzuziehen ſind; 

4. die Gewinnanteile, die an perſönlich haftende Geſellſchafter einer Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien auf ihre nicht auf das Grundkapital gemachten Einlagen oder als Vergütung (Tan— 
tieme) für die Geſchäftsführung verteilt worden ſind, ſowie Gehälter und ſonſtige Ver— 
gütungen jeder Art, die für eine Beſchäftigung der Ehegatten dieſer Geſellſchafter im Betrieb 
gewährt worden ſind; 

5. Gehälter und ſonſtige Vergütungen jeder Art, die für eine Beſchäftigung des Ehegatten 
des Unternehmers oder Mitunternehmers im Betrieb gewährt worden ſind; 

6. Gehälter und ſonſtige Vergütungen jeder Art, die von einem im § 1 Abſatz 2 Ziffer 2 und 
Abſatz 3 bezeichneten Unternehmen an weſentlich Beteiligte oder an ihre Ehegatten für eine 
Beſchäftigung im Betrieb gewährt worden ſind; 

7. Vorteile „die von Vereinigungen zum gemeinſamen Ankauf von Lebensmitteln oder hauswirt— 
ſchaftlichen Gegenſtänden im großen und Abſatz im Einzelhandel an Käufer gewährt worden 
ſind (Kundengewinn), ſoweit dieſe Vorteile drei vom Hundert der auf die Waren geleiſteten 
Barzahlungen überſtiegen haben. Hierbei iſt es gleichgültig, ob der Kundengewinn Mit- 
gliedern oder Nichtmitgliedern gewährt worden iſt; 

8. die Hälfte der Miet- und Pachtzinſen für die Benutzung der nicht in Grundbeſitz be— 
ſtehenden Wirtſchaftsgüter des Anlagevermögens, die im Eigentum eines anderen ſtehen. 
Das gilt nicht, ſoweit die Miet- oder Pachtzinſen beim Empfänger zur Gewerbeſteuer heran— 
zuziehen ſind; 

9. die Anteile am Verluſt einer offenen Handelsgeſellſchaft, einer Kommanditgeſellſchaft oder 
einer anderen Geſellſchaft, bei der die Geſellſchafter als Unternehmer (Mitunternehmer) des 
Gewerbebetriebs anzuſehen ſind. 

§ 7. 
Kürzungen. 

Die Summe des Gewinns und der Hinzurechnungen wird gekürzt um: 

1. drei vom Hundert des Einheitswerts des zum Betriebsvermögen des Unternehmers ge— 
hörenden Grundbeſitzes; maßgebend iſt der Einheitswert, der durch den letzten Einheitswertbeſcheid 
feſtgeſtellt worden iſt. An Stelle der Kürzung nach Satz 1 erfolgt bei einer Kapitalgeſell⸗ 
ſchaft, die ausſchließlich eigenen Grundbeſitz oder neben eigenem Grundbeſitz noch eigenes 
Kapitalvermögen verwaltet und nutzt, auf Antrag die Kürzung um den Teil des Ge— 
werbeertrags, der auf den Grundbeſitz entfällt, es ſei denn, daß der Grundbeſitz ganz oder 
zum Teil dem Gewerbebetrieb eines Geſellſchafters oder einem Unternehmen dient, an dem 
ein Geſellſchafter weſentlich beteiligt iſt; 

2. Die Anteile am Gewinn einer offenen Handelsgeſellſchaft, einer Kommanditgeſellſchaft oder 
einer anderen Geſellſchaft, bei der die Geſellſchafter als Unternehmer (Mitunternehmer) des 
Gewerbebetriebs anzuſehen find; 

3. den Teil des Gewerbeertrags eines inländiſchen Unternehmens, der auf eine nicht im Inland 
belegene Betriebsſtätte entfällt. 

§ 8. 

Maßgebendes Wirtſchaftsjahr für die Ermittlung des Gewerbeertrags. 

(1) Maßgebend iſt der Gewerbeertrag des Kalenderjahrs, das dem Erhebungszeitraum ($ 15) un— 
mittelbar vorangegangen iſt. Bei Gewerbetreibenden, die Bücher nach den Vorſchriften des Handels— 
geſetzbuches zu führen verpflichtet ſind und ſolche tatſächlich führen, gilt der Gewerbeertrag als in 
dem Kalenderjahr bezogen, in dem das Wirtſchaftsjahr oder die Wirtſchaftsjahre geendet haben. 

(2) Umfaßt infolge Umſtellung des Wirtſchaftsjahrs der für die Ermittlung des Gewinns maß— 
gebende Zeitraum mehr oder weniger als 12 Monate, ſo iſt das mutmaßliche Ergebnis der erſten zwölf 
Monate als Gewerbeertrag zugrunde zu legen. 

§ 9. 
Abrundung. 
Zur Berechnung der Steuer iſt der ermittelte Ertrag auf volle 100 Gulden nach unten abzu— 
runden. 
§ 10. 
Steuertarif. 
(1) Abgabepflichtig iſt nur der den Betrag von 2400 Gulden überſteigende Teil des Ertrages. 
(2) Die Steuer beträgt: 
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für die weiteren angefangenen oder vollen 2400 G des Ertrag s. . . 2,7 v. H. 
[2] „ „ „ * 77 7 „ » 7 * * . * 5,4 „» 
” ” „ „ „ ”„ 7 57 7] ” 8,1 „5 
„ „ „ 7 7 „ ”„ „ 7] „ 9.— 7 
2) „ ” ” 4800 7 7 ’ . . . . . 9,9 „ 
für den Welteten Ertrag Er ͤĩÜ?⸗9ä¹ͤ ʒ ʒ . . 
5 . 
Pauſchfeſtſetzung. 


Wird die Einkommenſteuer oder die Körperſchaftſteuer in einem Pauſchbetrag feſtgeſetzt, ſo kann 
das Landesſteueramt auch die Gewerbeſteuer nach dem Ertrage in einem Pauſchbetrag feſtſetzen. 


Abſchnitt IN. 
Gewerbesteuer nach dem Umfang des Gewerbebetriebs. 
$ 12. 

Die Gewerbeſteuer nach dem Umfang des Gewerbebetriebs (Mindeſtſteuer) iſt ſtatt der Gewerbe— 
ſteuer nach dem Ertrag in folgenden Fällen zu entrichten: 

1. wenn die Mindeſtſteuer höher iſt als die Steuer nach dem Gewerbeertrage (588 5—11); 

2. wenn die Gewerbeſteuerpflicht noch nicht ein volles Jahr beſteht ($ 14 Abſatz 3); 

3. wenn die Gewerbeſteuerpflicht eines Unternehmers ausſchließlich auf der Benutzung von 
Ständen auf öffentlichen Märkten beruht. 

§ 13. 

Zwecks Feſtſtellung der Höhe der Mindeſtſteuer werden vom Steueramt die Gewerbebetriebe 
alljährlich nach ihrem Umfang in 7 Gruppen eingereiht. Maßgebend dafür iſt der Stand zu Be⸗ 
ginn des Kalenderjahres, für das die Steuer erhoben wird, oder der Zeitpunkt des Beginns der 
Steuerpflicht. 


Ss 14. 

(1) Die Mindeſtſteuer beträgt 

aim deri 1 Sruppe jähelich cu ae ibide un, Hr bee e ieee 00 G 
Dan: “ TORE EITERIETERT TER NE, Hatstſog. 321200 
c) ”„ 2} 3. 5 ” 480 „ 
d) n 4. 2) „ 240 „5 
e) „ „ 5. „ er 9 
f) 5 6. 7 7 40 75 
8 1. FF arg! eine Mindeſtſteuer nicht a 


(2) Das Steueramt iſt befugt für Betriebe der 1. Gruppe, wenn ihr Umfang beſonders groß 
iſt, die nach Abſatz 1 feſtzuſetzende Mindeſtſteuer bis auf 12000 G zu erhöhen. 

(3) In den Fällen des $ 12 Ziffer 2 wird für das Jahr des Eintritts in die Steuerpflicht 
nur der Teil der Mindeſtſteuer erhoben, der verhältnismäßig auf die Monate entfällt, in denen 
die Steuer zu erheben iſt ($ 18 Abſatz 1). Iſt auch zu Beginn des nächſten Kalenderjahres das Er— 
gebnis eines vollen Kalender- (Wirtſchafts) Jahres noch nicht feſtſtellbar, ſo wird für dies Jahr die 
volle Mindeſtſteuer nach Abſatz 1 erhoben. 

(4) In den Fällen des § 12 Ziffer 3 beträgt die Steuer für jeden Tag der Benutzung eines 
Marktſtandes 2,— G. 

Abſchnitt IV. 
Gemeinſame Vorſchriften über die Veranlagung und Erhebung. 


§ 15. 
Veranlagung. 
Die Veranlagung zur Gewerbeſteuer erfolgt jeweilig für ein Kalenderjahr (Erhebungszeitraum). 


§ 16. 
Steuerzahlung. 

(1) Die feſtgeſetzte Steuerſchuld iſt in Vierteljahresraten am 15. Februar, 15. Mai, 15. Auguſt 
und 15. November jedes Jahres zu entrichten. Sofern bei Zuſtellung des Beſcheides ein oder mehrere 
dieſer Zahltage verſtrichen find, find die bereits fälligen Steuerraten binnen eines Monats nach Zu: 
ſtelung des Beſcheides zu entrichten. Die nach § 17 geleiſteten Vorauszahlungen werden auf die hier- 
nach zu leiſtenden Zahlungen angerechnet. 


652 


(2) Die nach § 14 Abſatz 4 bemeſſene Gewerbeſteuer iſt am jeweiligen Markttage zu entrichten. Sie 
wird mit der Anforderung durch den mit ihrer Einziehung beauftragten Amtsträger fällig, ohne daß 
es der vorherigen Zuſtellung eines Steuerbeſcheides bedarf. 


8 17. 
Vorauszahlungen. 
(1) Bis zum Empfange eines Steuerbeſcheides für das neue Veranlagungsjahr hat der Steuer— 
pflichtige an den in § 16 bezeichneten Zahlungsterminen Vorauszahlungen in Höhe von einem Viertel 
der für das vorangegangene Veranlagungsjahr ſeſtgeſetzten Jahresſteuerſchuld zu entrichten. 
(2) 8 37 Abſatz 1 und 2 des Einkommenſteuergeſetzes vom 11. Dezember 1934 finden entſpre— 
chende Anwendung, jedoch dürfen die Vorauszahlungen nicht niedriger ſein, als die Mindeſtſteuer, die 
für den Betrieb im neuen Veranlagungsjahr in Frage kommt. 


§ 18. 
Erhebung bei Beginn und Erlöſchen der Steuerpflicht. 

(1) Wird im Lauf des Erhebungszeitraumes ein Gewerbebetrieb neu gegründet oder tritt ein 
bereits beſtehender Gewerbebetrieb infolge Wegfalls des Befreiungsgrunds in die Steuerpflicht ein, ſo 
wird die Steuer vom Beginn des Monats ab erhoben, der auf den Eintritt in die Steuerpflicht folgt. 

(2) Erliſcht die Steuerpflicht im Lauf des Erhebungszeitraums, ſo wird die Steuer bis zum Ende 
des Kalendervierteljahres erhoben, in dem die Steuerpflicht wegfällt. Vorübergehende Unterbre- 
chungen, die durch die Art des Betriebs veranlaßt ſind, heben die Steuerpflicht für die Zwiſchenzeit 
bis zur Wiederaufnahme des Betriebs nicht auf. 

(3) Geht ein Gewerbebetrieb auf einen anderen bereits beſtehenden Gewerbebetrieb über, jo 
wird die Steuer bis zum Schluß des Erhebungszeitraums erhoben, in dem der Übergang erfolgt. 


§ 19. 
Haftung. 

(1) In verpachteten Betrieben haftet für die geſamte während der Dauer des Pachtverhält⸗ 
niſſes fällig werdende Gewerbeſteuer neben dem Pächter der Verpächter. 

(2) Betreibt eine Ehefrau mit ausdrücklicher oder ſtillſchweigender Zuſtimmung ihres Ehemannes 
ein Unternehmen, jo haftet der Ehemann für die Gewerbeſteuer aus dem Unternehmen der Ehefrau. 

(3) Betreibt ein Minderjähriger mit Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters ein Unternehmen, 
ſo haftet der geſetzliche Vertreter für die Gewerbeſteuer aus dem Unternehmen des Minderjährigen. 


Abſchnitt V. 
Betriebserö ffnungſteuer. 
§ 20. 

(1) Bei der Eröffnung eines ſtehenden Gewer bebetriebes iſt, abgeſehen von der nach vorſtehenden 
Beſtimmungen zu zahlenden Steuer, eine nach den folgenden Vorſchriften zu berechnende einmalige Ge- 
werbeſteuer (Betriebseröffnungſteuer) zu entrichten: 

(2) Als Eröffnung eines Gewerbebetriebes ſind insbeſondere nicht anzuſehen: 

a) die Übernahme und Umgründung eines beſtehenden Gewerbebetriebs; 

b) die Erweiterung eines beſtehenden Gewerbebetriebs; 

e) die Verlegung eines Betriebs in eine andere Gegend und 

d) die Errichtung einer Zweigſtelle eines ſchon beſtehenden Gewerbebetriebs. 


8 21. 


Als einmalige Gewerbeſteuer iſt zu entrichten: 
a) für die Betriebe, die für das Jahr der Betriebseröffnung nach § 13 in die 


1. Gewerbeſteuergruppe eingeſtuft werden 1750 G 
b) für die Betriebe, die für das Jahr der Betriebseröffnung nach 8 13 in die 

2. Gewerbeſteuergruppe eingeſtuft werden 1500 G 
c) für die Betriebe, die für das Jahr der Betriebseröffnung nach § 13 in die 

3. Gewerbeſteuergruppe eingeſtuft werden 1250 G 
d) für die Betriebe, die für das Jahr der Betriebseröffnung nach § 13 in die 

4. Gewerbeſteuergruppe eingeſtuft werden 1000 G 
e) für die Betriebe, die für das Jahr der Betriebseröffnung nach 8 13 in die 

5. Gewerbeſteuergruppe eingeſtuft werden 750 G 


eie nee , Eee nn a 500 G 
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’ 9225 

Der Steuerpflichtige hat gleichzeitig mit der Anmeldung (8 161 d des St. Gr. G.) dem Steueramt 
eine Steuererklärung einzureichen und die vom Steueramt feſtgeſetzte Steuer innerhalb einer Friſt 
von 14 Tagen nach Zuſtellung des Steuerbeſcheides an die Steuerkaſſe zu entrichten. Liegen Gründe 
vor, aus denen der Eingang der Betriebseröffnungſteuer gefährdet erſcheint, ſo kann das Steueramt 
verlangen, daß Sicherheit geleiſtet wird. 

§ 23. 

(1) Die Beſtrafung wegen Steuerhinterziehung tritt ein, ohne daß der Vorſatz der Steuerhinter⸗ 
ziehung feſtgeſtellt zu werden braucht: 

1. wenn dem Steueramt die Eröffnung eines ſtehenden Gewerbebetriebes nicht innerhalb der vor⸗ 
geſchriebenen Friſt ($ 161 d des St. Gr. G.) angezeigt wird; 

2. wenn die vom Steueramt feſtgeſetzte Betriebseröffnungſteuer nicht innerhalb von 14 Tagen 
nach Zuſtellung des Steuerbeſcheides entrichtet wird. 

(2) Wird feſtgeſtellt, daß der Täter ohne den Vorſatz der Steuerhinterziehung gehandelt hat, 
jo tritt Beſtrafung wegen Steuerhinterziehung nicht ein. Die 88 372 und 383 des Steuergrundgeſetzes 
bleiben unberührt. 

Artikel 1. 
8 
Das Steueranpaſſungsgeſetz vom 27. Dezember 1934 (G. Bl. S. 869) in der Faſſung der Ver⸗ 
ordnung vom 5. März 1937 (G. Bl. S. 162) wird wie folgt geändert: 
a) In $ 3 Abſatz 5 Ziffer 2 werden die Worte 
„in das der Beginn des Rechnungsjahres fällt“, 
geſtrichen. 
b) Dem $ 17 wird folgender Abſatz 7 hinzugefügt: 

„(J) ber die Anerkennung der Gemeinnützigkeit von Krankenanſtalten entſcheidet 
der Senat unter Ausſchluß des Rechtsweges. Die Anerkennung kann jederzeit widerrufen 
werden.“ 

§ 2. 

§ 157 Abſatz 1 Ziffer 1 Buchſtabe e des St. Gr. G. vom 22. Juni 1931 (G. Bl. S. 497) in der 
Faſſung der Verordnung vom 18. November 1937 (G. Bl. S. 597) erhält folgende Faſſung: 
RMeine Einkünfte aus Land- und Forſtwirtſchaft oder aus ſelbſtändiger Arbeit von mehr als 

5000,.— G.“ 
Artikel III. 

Artikel I dieſer Verordnung tritt am 1. Januar 1938 und mit der Maßgabe in Kraft, daß die 
Vorſchriften erſtmalig Anwendung finden auf 

a) die Veranlagung zur Gewerbeſteuer für das am 1. Januar 1938 beginnende Kalenderjahr; 

b) die Feſtſetzung der Betriebseröffnungſteuer für Betriebseröffnungen nach dem 31. Dezember 
1937. 

Artikel II tritt mit der Verkündung der Verordnung in Kraft. 


Danzig, den 24. Dezember 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Huth. Dr. Hoppenrath. 
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208 Verordnung 


zur Durchführung des Gewer beſteuergeſetzes. 
Vom 24. Dezember 1937. 


Auf Grund des $ 5 St. Gr. G. wird hierdurch verordnet: 


Zu S 1 des Geſetzes. 
8 1. 
Gewerbebetrieb im Umherziehen. 
Soweit ein ſtehender Gewerbebetrieb vorliegt, darf eine Wandergewerbeſteuer 
nicht erhoben werden. 
8 2. 
Schiffe, die zwar in einem inländiſchen Schiffsregiſter eingetragen ſind, aber im 
ſogenannten regelmäßigen Liniendienſt ausſchließlich zwiſchen ausländiſchen Häfen 
verkehren, gelten nicht als eine im Inland belegene Betriebsſtätte. 


8 3. 
Betriebe der öffentlichen Hand. 

(1) Unternehmen von Körperſchaften des öffentlichen Rechts ſind, ſoweit ſie 
nicht unter die Befreiungen des § 2 des Geſetzes fallen, gewerbeſteuerpflichtig, wenn 
ſie als ſtehende Gewerbebetriebe anzuſehen ſind. 

(2) Offentlich-rechtliche Verſicherungsanſtalten unterliegen der Gewerbeſteuer. 


§ 4. k 
Organgeſellſchaft. 

Eine Kapitalgeſellſchaft iſt dem Willen eines gewerblichen Unternehmens dann 
derart untergeordnet, daß ſie keinen eigenen Willen hat (Organgeſellſchaft), wenn ſie 
nach dem Geſamtbild der tatſächlichen Verhältniſſe finanziell, wirtſchaftlich und organi⸗ 
ſatoriſch in dieſes Unternehmen eingegliedert iſt. 


85. 
Abwicklung und Konkurs. 
(1) Ein Unternehmen, das aufgelöſt wird, bleibt Steuergegenſtand bis zur 
Beendigung der Abwicklung. 
(2) Das Weiterbeſtehen eines Gewerbebetriebes wird für die Zwecke der Gewerbe— 
ſteuer durch die Eröffnung des Konkursverfahrens nicht berührt. 


Zu den 88 1 und 2 des Geſetzes. 
8 6. 
Wirtſchaftlicher Geſchäfts betrieb. 

(1) Ein wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb iſt eine planmäßige wirtſchaftliche Tätig⸗ 
keit zur Erzielung von Einnahmen oder anderen wirtſchaftlichen Vorteilen, die über 
eine einmalige Betätigung hinausgeht. Die Abſicht der Gewinnerzielung iſt nicht 
erforderlich. 

(2) Ein wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb iſt nur inſoweit gewerbeſteuerpflichtig, 
als er über den Rahmen einer Vermögensverwaltung hinausgeht. 


Zu S 2 des Geſetzes. 
8 7. 
Gemeinnützigkeit. 

(1) Ob ein Zweck als gemeinnützig, mildtätig oder kirchlich anzuſehen it, beſtimmt 
ſich nach den SS 17 bis 19 des Steueranpaſſungsgeſetzes. 

(2) Unternehmen, die von einer Körperſchaft, Perſonenvereinigung oder Ver— 
mögensmaſſe betrieben werden, dienen ausſchließlich gemeinnützigen, mildtätigen oder 
kirchlichen Zwecken nur dann, wenn fie andere als die in den SS 17 bis 19 des 
Steueranpaſſungsgeſetzes bezeichneten Zwecke nicht verfolgen und außerdem die fol⸗ 
genden Vorausſetzungen erfüllen: 
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1. Der Anteil der Mitglieder oder Geſellſchafter am Reingewinn darf ſatzungs— 
gemäß und tatſächlich 4 vom Hundert der eingezahlten Kapitalanteile und, 
bei nicht voll eingezahlten Kapitalanteilen, 4 vom Hundert der Einlagen nicht 
überſteigen. Außerdem muß ſichergeſtellt ſein, daß den Mitgliedern ſonſtige 
Vermögensvorteile nicht zugewendet werden. 

2. Es darf niemand durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen (3. B. Auf⸗ 
ſichtsratsvergütungen, Vorſtandsgehälter) oder durch Verwaltungsausgaben, 
die dem Zweck der Körperſchaft fremd ſind, begünſtigt werden. 

3. Es muß ſatzungsgemäß vorgeſchrieben und tatſächlich ſichergeſtellt ſein, 

a) daß die Mitglieder bei ihrem Ausſcheiden oder bei Auflöſung der Körper— 
ſchaft nicht mehr als ihre Kapitalanteile und, wenn die Kapitalanteile 

nicht voll eingezahlt ſind, nicht mehr als die Einlagen zurückerhalten; 

b) daß bei Auflöſung der Körperſchaft oder bei Wegfall der bisherigen Zwecke 
das Vermögen der Körperſchaft für gemeinnützige, mildtätige oder kirch⸗ 
liche Zwecke verwendet wird, ſoweit es in dieſem Zeitpunkt die Kapital- 
anteile der Mitglieder und, bei nicht voll eingezahlten Kapitalanteilen, 
die eingezahlten Einlagen überſteigt. 


8 8. 
Penſionskaſſen und ähnliche Kaſſen. 

Penſionskaſſen und ähnliche Kaſſen (Witwen-, Waiſen⸗, Sterbe⸗, Kranken-, 
Unterſtützungskaſſen und ſonſtige Hilfskaſſen für Fälle der Not oder Arbeitsloſigkeit) 
ſind von der Gewerbeſteuer befreit, wenn ſie die für eine Befreiung von der Körper— 
ſchaftſteuer erforderlichen Vorausſetzungen erfüllen. 


Zu 5 5 des Geſetzes. 
89. 
Gewinn. 

(1) Als Gewinn, der nach den Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes zu 
ermitteln iſt, gilt der Gewinn im Sinn der 88 4 bis 7 des Einkommenſteuergeſetzes. 
Bei Perſonengeſellſchaften gehören zum Gewinn auch die Vergütungen, die der 
Geſellſchafter von der Perſonengeſellſchaft für ſeine Tätigkeit im Dienſt der Geſellſchaft 
oder für die Hingabe von Darlehen oder für die Überlaſſung von Wirtſchaftsgütern 
bezogen hat. 

(2) Als Gewinn, der nach den Vorſchriften des Körperſchaftſteuergeſetzes zu 
ermitteln ift, gilt das Einkommen im Sinn des $ 6 des Körperſchaftſteuergeſetzes. 


Zu 8 6 des Geſetzes. 
§ 10. 
Gehälter der ſtillen Geſellſchafter und perſönlich haftenden Geſellſchafter einer 
5 Kommanditgeſellſchaft auf Aktien. 
Soweit die Gehälter der ſtillen Geſellſchafter ($ 6 Ziffer 3 des Geſetzes) und der 


perſönlich haftenden Geſellſchafter einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien (8 6 Ziffer 4 
des Geſetzes) die übliche Höhe nicht überſteigen, unterbleibt die Hinzurechnung. 


§ 11. 
Begriff der weſentlichen Beteiligung. 


(1) Unter weſentlich Beteiligten im Sinn des $ 6 Ziffer 6 des Geſetzes ſind nur 
natürliche Perſonen zu verſtehen. 

(2) Eine Perſon iſt an einem Unternehmen weſentlich beteiligt, wenn ſie und ihre 
Angehörigen zuſammen zu mehr als einem Viertel beteiligt ſind. Beteiligung durch 
Vermittlung eines Treuhänders oder einer Geſellſchaft ſteht einer unmittelbaren 
Beteiligung gleich. Die Beteiligung muß in einem Zeitpunkt des Bemeſſungszeitraums 
beſtanden haben, der für die Ermittlung des Gewerbeertrags maßgebend iſt. 
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8 12. 
Dauerſchulden bei Banken. \ 

Bei * im 1 8 des Art. l § 1 der Verordnung betr. das: Bankweſen vom 
1. Auguſt 1933 (G. Bl. S. 353), die geſchäftsmäßig Geldbeträge annehmen und 
abgeben, gelten hereingenommene Gelder, Darlehen und Anleihen nur inſoweit als 
Dauerſchulden, als der Anſatz der zum Anlagevermögen gehörigen Betriebsgrund⸗ 
jtüde (einſchließlich. Gebäude) und dauernden Beteiligungen das Eigenkapital über- 
ſchreitet. 

8 
Uberſchuldete Betriebe des Gaſtſtätten⸗ und Beherbergungsgewerbes. 

Überſteigen bei Betrieben des Gaſtſtätten⸗ und Beherbergungsgewerbes die 
Dauerſchulden 130 vom Hundert des Einheitswertes der Betriebsgrundſtücke und führt 
die Hinzurechnung dieſer Schulden oder ihrer Zinſen zu einer unbilligen Beſteuerung, 
ſo iſt auf Antrag inſoweit von einer Hinzurechnung abzuſehen. 

Zu 8.7 des Geſetzes. 
8 14. 
Grund beſitz. 

Für die Kürzung des Gewinns nach § 7 Ziffer 1 des Geſetzes iſt die Frage, 
ob und inwieweit Grundbeſitz zum Betriebsvermögen des Unternehmers gehört, 
nach den Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes oder des Körperſchaftſteuergeſetzes 
zu entſcheiden. Maßgebend iſt dabei der Stand zu Beginn jedes Kalenderjahres 
(Erhebungszeitraum). 2 

i 8 15. 
Wohnungs⸗ und Baugenoſſenſchaften. 

Die Vorſchrift des 8 7 Ziffer 1 Satz 2 des Geſetzes gilt auch für Wohnungs- 
und Baugenoſſenſchaften, die ausſchließlich eigenen Grundbeſitz oder neben eigenem 
Grundbeſitz noch eigenes Kapitalvermögen, verwalten und nutzen. 

§ 16. 
Weſentliche Beteiligung an Grundſtüdsgeſellſchalten 

(1) Eine Perſon iſt an einer Kapitalgeſellſchaft im Sinn des $ 7 Ziffer 1 Sat 2 
des Geſetzes weſentlich beteiligt, wenn ſie zu mehr als einem Viertel beteiligt iſt. Be⸗ 
teiligung durch. Vermittlung eines Treuhänders oder einer Geſellſchaft ſteht einer 
unmittelbaren Beteiligung gleich. Die Beteiligung muß in einem Zeitpunkt des 
Bemeſſungszeitraums beſtanden haben, der für die Smütkung des Gewerbeertrags 
maßgebend iſt. 

(2) Unter weſentlich Beteiligten im Sinn des $ 7 Ziffer 1 Satz 2 des Geſetzes 
ſind ſowohl natürliche als auch juriſtiſche Perſonen zu verſtehen. Eine natürliche 
Perſon gilt auch dann als weſentlich beteiligt, wenn ſie und ihre Angehörigen zu— 
ſammen zu mehr als einem Viertel unmittelbar oder mittelbar beteiligt war. 

Sn 
Maßgebender Einheitswert. 

(1) Maßgebend ift der Einheitswert, der auf den Beginn des Erhebungszeitraums 
oder auf den letzt vorhergegangenen Feſtſtellungszeitpunkt (Haupt⸗, Fortſchreibungs⸗ 
oder Nachfeſtſtellungszeitpunkt) feſtgeſetzt iſt. Der Einheitswert eines Hauptfeſtſtellungs⸗ 
zeitpunktes iſt jedoch nur dann maßgebend, wenn er mindeſtens 1 Jahr vor dem 
Beginn des Erhebungszeitraums liegt. 

(2) Gehört der Grundbeſitz, für den der Einheitswert feſtgeſtellt worden iſt, nur 
zum Teil zum Betriebsvermögen im Sinn des $ 14, ſo iſt der Kürzung nach 8 7 
Ziffer 1 des Geſetzes nur der entſprechende Teil des Einheitswerts zugrunde zu legen. 

Zu 8 13 des Geſetzes. 
8 18. 
Beitfterluma des Umfangs der Gewerbebetriebe. 

(1) Bei der Einreihung der einzelnen Gewerbebetriebe in die vorgeſehenen ſieben 
Größengruppen ſind im beſonderen zu berückſichtigen: 


2 A 


5. 


(2) 
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die Höhe des im vergangenen Jahre erzielten Ertrags; 

die Höhe des im vergangenen Jahre erzielten Umſatzes; 

die Zahl der Angeſtellten; 

die Höhe des im Betriebe nachhaltig arbeitenden eigenen und fremden Ver— 


mögens; j 
der jährliche Mietwert der zum Gewerbebetrieb benutzten Räume, 
Die im Abſatz 1 bezeichneten Merkmale ſind untereinander abzuwägen, wobei 


das Merkmal des Ertrages vorzugsweiſe zu berückſichtigen iſt, 4 Arbeiter gleich 1 An⸗ 
geſtellten zu rechnen ſind und wobei Lehrlinge völlig unberückſichtigt bleiben. Im 
einzelnen gilt folgendes: 


. 


Nach der Höhe des erzielten Ertrages gehören: 

a) in die 1. Gruppe Unternehmen, die einen Ertrag von über 25 000 G 
b) nn» 2. 1] „ „ „ „ „ 16.000 G 
c) 5 » 3. 7) „ 7 „ „ „ 5 8000 G 
e er 8 RES 8 „ u FOR 
8 und irn 3500 0 


im vergangenen Kalender- oder Wirtſchaftsjahr erzielt haben. 


Nach der Höhe der erzielten Umſätze gehören: 


a) in die 1. Gruppe Unternehmen, die einen Umſatz von über 400000 G 


b) 7 77 22 „ 12} „ 7 7 „ 7 250 000 G 
c) 12} 12} 3. 7 7 [7] 7 [77 7 [7] 100 000 G 
d) 7 7 4. 7 7 7] „ » „ 7 50 000 


Arte, b. ien 5 Rang,, 75 a 00 8 
im vergangenen Kalender- oder Wirtſchaftsjahr erzielt haben. 


Nach der Zahl der Angeſtellten und Arbeiter gehören: 


a) in die 1. Gruppe Unternehmen, die 20 Angeſtellte und mehr 


b) 11 2. 7 7 7) 14—19 „ 
c) „ „ 3. 7 7 5 8—13 „ 
d) 8 4. „ „ » 4— 1 * 
e) 2 5. [7 1— 3 


zu Beginn des Steuerjahres oder der Steuerpflicht beſchäftigt haben. 


„Nach der Höhe des im Betrieb nachhaltig arbeitenden eigenen und fremden 


Vermögens gehören: 
a) in die 1. Gruppe Unternehmen, bei denen das Vermögen mindeſt. 200 000 G 


b) m Mm 2. „ 7 7 7 [77 „ „ 125 000 G 
e) „ „3. „ I ee „ 15 50 000 G 
d) „ „ 4. 7 7 „ „ „ „ „ 20 000 G 
e) „ „5 » 10 000 G 


zu Beginn des Steuerjahres oder der Steuerpflicht betragen hat. 
Nach dem Mietwert der zum Gewerbebetrieb benutzten Räume gehören: 
a) in die 1. Gruppe Unternehmen, bei denen der jährl. Mietwert 


1b e N ee. 2 VE 0 15000 G 
b) in die 2. Gruppe Unternehmen, bei denen der jährl. Mietwert 

TEE EEE Mi =: 8000 G 
e) in die 3. Gruppe Unternehmen, bei denen der jährl. Mietwert 

BDB T 5 000 G 


d) in die 4. Gruppe Unternehmen, bei denen der jährl. Mietwert 
DE EEE FE EEE 3000 G 
e) in die 5. Gruppe Unternehmen, bei denen der jährl. Mietwert 
er e and en cee 1000 G 
nach dem Stande zu Beginn des Steuerjahres oder der Steuerpflicht ge- 
weſen iſt. 


In die Gruppe 7 ſind in der Regel Unternehmen einzureihen, deren Betrieb 


ſo unbedeutend iſt, daß aus ihm allein der Lebensunterhalt des Unternehmers 
nicht beſtritten werden kann. 
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(3) Bei Betrieben, die im vergangenen Kalender- oder Wirtſchaftsjahr nach⸗ 


weislich ohne Ertrag gearbeitet haben, können Einſtufungen in eine niedrigere Gruppe 
erfolgen, als nach Abſ. 2 in Frage kommt. 


$ 19. 


Zu dem im § 18 Abſ. 2 unter Ziffer 4 erwähnten fremden Vermögen gehören 
diejenigen Verbindlichkeiten, die den Schuldzinſen, den Renten und dauernden Laſten 
und den Gewinnanteilen im Sinne des $ 6 Ziffer 1—3 des Geſetzes entſprechen. 


Abergangsbeſtimmungen. 
§ 20. 
Erwerbs: und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. 


Die Steuerpflicht der Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, die unter das 
Genoſſenſchaftsgeſetz fallen, richtet ſich bis auf weiteres nach § 5 des Gewerbeſteuer— 
geſetzes vom 31. Dezember 1931. 


Danzig, den 24. Dezember 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Huth. Dr. Hoppenrath. 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,75 G. 
b) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil 1 Ausgabe A u. B je 3,— G, c) für den Staatsanzeiger für 
die Freie Stadt Danzig Teil II 3,75 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte (ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 2,25 G, zu b) 1,50 G. 
Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum = 0,50 G. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


